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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2011 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2011 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Die Schweizer Politik im Jahr 2011 stand im Zeichen der Gesamterneuerungswahlen für
das nationale Parlament. Zum ersten Mal seit 1991 konnte die SVP dabei nicht mehr
zulegen. Sie büsste 2.3 Prozentpunkte an Wählerstimmen ein, blieb jedoch mit 26.6
Prozent deutlich stärkste Partei im Parlament. Die grossen Gewinnerinnen der Wahlen
für den Nationalrat waren die GLP und die BDP, die beide je 5.4 Prozent der
Wählerschaft von sich überzeugen konnten. Die Erfolge der beiden jungen Parteien, die
auch auf ihre Frische und Unverbrauchtheit zurückgeführt wurden, gingen dabei nur
teilweise auf Kosten der SVP, die insgesamt weniger Wählerinnen und Wähler verlor, als
die von ihr abgespaltene BDP auf sich vereinen konnte. Vielmehr mussten die FDP und
die CVP grosse Verluste und einen historischen Tiefstand ihrer Wähleranteile in Kauf
nehmen. Unter dem Erfolg der GLP litten auch die Grünen, die mit viel Proporzpech ein
Viertel ihrer Sitze abgeben mussten und noch über 15 Sitze verfügen. Proporzglück
konnte hingegen die SP für sich verbuchen. Trotz dem im Vergleich zu 2007 nur noch
leichten Wählerverlust, konnten die Genossen Sitze gewinnen. Neu im Nationalrat
vertreten ist der Mouvement Citoyens Romands (MCR), der wie die Lega, die wieder mit
zwei Sitzen in Bern vertreten ist, als regionale Partei eines Grenzkantons mit dem
Schüren von Ressentiments gegen Grenzgänger punkten konnte. Ihre Sitze halten
konnte die EVP. Nicht mehr in Bern vertreten sind hingegen die EDU und die PdA;
letztere hatte seit 1947 immer mindestens ein Mandat in der grossen Kammer
innegehabt. Insgesamt führten die Wahlen von 2011 damit zu einer leichten
Verschiebung des Parteienspektrums hin zur Mitte, die sich jedoch gleichzeitig stark
aufsplitterte.

In nicht weniger als 13 Kantonen waren zweite Wahlgänge nötig, um den Ständerat zu
besetzen. Dies war insbesondere der SVP geschuldet, die mit zahlreichen landesweit
bekannten Parteiexponenten einen in der Presse als «Sturm aufs Stöckli» Niederschlag
findenden Angriff auf die kleine Kammer fuhr. Die Volkspartei schaffte es damit nicht
nur, den traditionell eher kantonal ausgerichteten Wahlkampf um die
Kantonsvertretung zu einem nationalen Ereignis zu stilisieren und mit einer gehörigen
Portion Sachpolitik zu versehen, sondern in zahlreichen Kantonen mehr Wettbewerb
und knappe Wahlausgängen zu provozieren. Ihr eigentliches Ziel, den Ständerat zu
erobern, verpasste die Volkspartei jedoch deutlich. Ihre Strategie, mit Hardlinern
Majorzwahlen zu gewinnen, ging nicht auf. Die SVP musste gar zwei Mandate abgeben. In
der kleinen Kammer kam es deshalb zu einer leichten Verschiebung zugunsten des
links-grünen Lagers. Gewinnerin der Ständeratswahlen war die SP, die zwei Sitze zulegte
und mit elf Mandaten genau gleich stark ist wie die FDP, die ein Mandat abgeben
musste. Die CVP blieb mit 13 Sitzen trotz zwei Verlusten stärkste Fraktion im Ständerat.
Einen Sitz hinzugewinnen konnte die GLP, die neu zwei Kantonsvertreter stellt, gleich
viele wie die Grünen, die ihre Sitze verteidigen konnten, was auch der BDP mit ihrem
Berner-Sitz gelang. Neben dem neu gewählten parteilosen Vater der Abzockerinitiative
Thomas Minder (SH) sitzen somit nicht weniger als sieben unterschiedliche Parteien im
Ständerat.

Hinsichtlich der Anzahl eingereichter Listen (365) und der Zahl an Kandidierenden für
den Nationalrat (3472) wie auch für den Ständerat (152) war 2011 ein Rekordwahljahr.
Ebenfalls weiterhin leicht ansteigend war die Wahlbeteiligung (48.5 %). Rückläufig war
allerdings der Anteil an Kandidatinnen. Waren 2007 insgesamt noch 35.2 Prozent aller
für den Nationalrat Kandidierenden Frauen gewesen, lag dieser Anteil 2011 noch bei
32.8 Prozent. Dieser Rückgang wirkte sich anscheinend auch auf den Frauenanteil im
Parlament aus, der zum ersten Mal seit der Einführung des Frauenwahlrechts 1971
rückläufig war: sowohl im National- wie auch im Ständerat verloren die Frauen je einen
Sitz; insgesamt werden damit im Parlament noch 67 der 246 Sitze von Frauen gehalten

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN
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(27.2 %; 2007: 28 %).

Das eher schlechte Abschneiden der SVP bei den Wahlen, das wenig professionelle
Prozedere der Volkspartei bei der Auswahl der Kandidierenden und die Unlust der
restlichen Parteien, schon wieder eine Änderung in der Besetzung des Bundesrates
vorzunehmen, führte zu einer Bestätigung der BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf. Als nach wie vor stärkste Partei im Bundeshaus ist die SVP damit weiterhin
mit lediglich einem Sitz in der Regierung vertreten. Auf den durch den Rücktritt von
Micheline Calmy-Rey frei gewordenen SP-Sitz wurde der Freiburger Ständerat Alain
Berset gewählt.

Zwei internationale Ereignisse wirkten sich 2011 stark auf die Schweizer Politik aus: Die
Atomreaktorkatastrophe im japanischen Fukushima und die Krise im Euro-Raum. Die
Ereignisse in Japan waren ursächlich für eine Wende in der Schweizer Energiepolitik,
die neu auf einen progressiven Ausstieg aus der Atomenergie abzielt und vom
Bundesrat in einer neuen Energiestrategie 2050 umrissen wurde. Verschiedene
Parteien lancierten Ausstiegsszenarien und im Kanton Aargau demonstrierten mehr als
20'000 Personen gegen den Atomstrom. Die Wirtschaftskrise, welche die Schweizer
Bevölkerung laut Umfragen stark beschäftigte, wirkte sich in der Schweiz weniger stark
als erwartet aus. So sank die Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt gar von 3.9 Prozent
auf 3.1 Prozent. Im Gegensatz zu zahlreichen anderen Ländern zeigte sich der
Finanzhaushalt der Schweiz äusserst solide: 2011 resultierte ein Rechnungsüberschuss
von CHF 1.9 Mia. Allerdings litt die Exportwirtschaft unter der Frankenstärke, was die
Nationalbank zur Einführung eines Euro-Mindestkurses von CHF 1.20 veranlasste.
Darüber hinaus hiessen die Räte ein CHF 869 Mio. starkes Frankenpaket zur Entlastung
der Wirtschaft gut.

Zwar wurden im Hinblick auf die nationalen Wahlen zahlreiche Initiativen lanciert –
nicht weniger als 28 Begehren befanden sich Ende 2011 im Unterschriftenstadium und
acht wurden mit den nötigen Unterschriften eingereicht (14 waren hängig) – dennoch
kam es im Wahljahr nur zu einer einzigen nationalen Abstimmung. Die Initiative zum
Schutz vor Waffengewalt, die ein Verbot der privaten Aufbewahrung von gefährlichen
Waffen, einen Fähigkeitsnachweis und ein nationales Waffenregister gefordert hatte,
wurde von Volk und Ständen mit 56.3 Prozent Nein-Stimmenanteil abgelehnt.

Die Aussenpolitik war geprägt von eher zähen Verhandlungen zu Steuerabkommen mit
Deutschland und den USA. Mit dem nördlichen Nachbarn wurde ein
Doppelbesteuerungsabkommen vereinbart, das von beiden Räten angenommen wurde
und der Steuerstreit schien dank der Unterzeichnung des bilateralen Steuerabkommens
zwischen Bundesrätin Widmer-Schlumpf und Finanzminister Wolfgang Schäuble ein
vorläufiges Ende zu nehmen. Allerdings verhärteten sich die Fronten im Fluglärmstreit.
Der Druck der USA auf den Finanzplatz Schweiz nahm ebenfalls zu. Ein Vergleich, mit
dem der Steuerstreit beigelegt werden sollte, wurde im Berichtsjahr noch von der
kleinen Kammer gutgeheissen. Die Verhandlungen mit der EU mit Bezug auf die
Weiterentwicklung der institutionellen bilateralen Zusammenarbeit blieben hingegen
blockiert.

Einigen Wirbel verursachte der Entscheid des Bundesrates, als Ersatz für den Militärjet
Tiger F-5, den vom Schwedischen Hersteller Saab angebotenen JAS 39 Gripen zu
beschaffen. Wenige Wochen vor dem Entscheid gelangten Evaluationsdokumente an
die Öffentlichkeit, die dem Gripen ein eher schlechtes Leistungszeugnis ausstellten. Im
Rahmen der Rüstungsdebatte und mit der Diskussion des Armeeberichts entschieden
sich die Räte, die Anschaffung der Flugzeuge über das Rüstungsbudget abzuwickeln. Es
wurde auf CHF 5 Mia. festgelegt. Gleichzeitig entschied das Parlament, den
Flugzeugkauf nicht einem Volksentscheid zu unterwerfen.

In verschiedenen Geschäften zeigte sich das Parlament wenig konsensorientiert. So
wurden etwa das modifizierte Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed
Care) oder das Sportförderungsgesetz erst nach einer Einigungskonferenz
angenommen. Insgesamt waren 2011 bei neun Geschäften Einigungskonferenzen nötig
(2010: fünf; 2009: sieben), wovon bei einem Geschäft die Konferenz nicht zu einer
Lösung führte. Dabei kam es bei der Volksinitiative «Eigene vier Wände dank
Bausparen» zu einem Novum: Da der Nationalrat der Empfehlung der
Einigungskonferenz, die Initiative zur Annahme zu empfehlen, folgte, der Ständerat sich
aber querstellte, wurde die Initiative ohne parlamentarische Empfehlung zur
Abstimmung vorgelegt. Allerdings fanden die Räte nach einer Einigungskonferenz mit
den Mindestanforderungen an das Eigenkapital der Banken beim Bankengesetz eine
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Lösung für das Too-big-to-fail-Problem. Der lange Entscheidungsprozess der im April
2008 eingereichten Abzockerinitiative nahm hingegen auch 2011 noch kein Ende. Der
Nationalrat lehnte eine Bonussteuer als möglichen Gegenvorschlag ab.

Bei seinem Beschluss einer Reorganisation der Departemente ersetzte der Bundesrat
per 2013 das Volkswirtschaftsdepartement mit dem Eidgenössischen Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF), in welches auch das neu geschaffene
Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation integriert wird. Dieses
resultiert aus einem Zusammenschluss des Staatssekretariats für Bildung und
Forschung (SBF) und dem ETH-Bereich (beide bisher im EDI) sowie dem Bundesamt für
Berufsbildung und Technologie (BBT), das schon bisher im EVD (bzw. neu: WBF) war.

Politische Grundfragen:
– Zum ersten Mal wurde zu Beginn der neuen Legislatur die Nationalhymne in den
Ratssälen intoniert.
– Das Bundesamt für Kultur verabschiedete eine Liste mit immateriellem Kulturerbe.
– Das EDA beurteilte die Berichterstattung ausländischer Medien als zunehmend
kritisch.
– Die Sorgen der Bevölkerung um die Wirtschaftskrise nahmen 2011 stark zu.

Rechtsordnung:
– Die herkömmliche Identitätskarte ohne biometrische Daten bleibt erhalten und darf
weiterhin bei der Wohnsitzgemeinde beantragt werden.
– Der Datenschutzbeauftragte Hanspeter Thür zog Google Street View vor das
Bundesgericht.
– Das Parlament hiess eine Revision des Bundesgesetzes über die Wahrung der inneren
Sicherheit (BWIS) gut.
– Im Aargau demonstrierten über 20‘000 Personen gegen den Atomstrom.
– Die Bundesversammlung genehmigte das Übereinkommen des Europarates über die
Cyberkriminalität.
– Der Bundesrat erlaubte der Transportpolizei das Tragen von Feuerwaffen.
– Die Volksinitiative «Zum Schutz vor Waffengewalt» wurde an der Urne verworfen.
– Nach der Eheschliessung können neu grundsätzlich beide Ehegatten ihren
Familiennamen behalten, es sei denn, sie entscheiden sich für einen gemeinsamen
Familiennamen.

Institutionen und Volksrechte:
– Bei den Bundesratserneuerungswahlen wurde der Status Quo bewahrt. Der Sitz der
BDP-Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf wurde bestätigt und die SVP war weiterhin
nur mit einem Sitz in der Regierung vertreten. Für die zurückgetretene SP-Bundesrätin
Micheline Calmy-Rey wurde der Freiburger SP-Ständerat Alain Berset gewählt.
– Die SVP reichte ihre Initiative zur Volkswahl des Bundesrates ein.
– Die Räte beschlossen einfachere Zugänge zu Regierungsdokumenten.
– National- und Ständerat regelten die Immunitätsbestimmungen neu.
– Zum ersten Mal wählte das Parlament und nicht mehr der Bundesrat den
Bundesanwalt. Der in die Kritik geratene Erwin Beyeler wurde dabei abgewählt.
– Der Trend zu einer stärkeren Nutzung der Volksrechte hielt ungebrochen an.
– Die Räte diskutierten neue Bestimmungen zur Vereinbarkeit von Volksinitiativen und
Grundrechten.
– E-Voting wurde weiter langsam ausgebaut. 

Föderativer Aufbau:
– Die Änderung des Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) und
die Festlegung der Grundbeiträge des Ressourcen- und Lastenausgleichs wurden im
Juni des Berichtsjahres von beiden Räten angenommen.
– Die Regierungen der Kantone Bern und Jura sind sich nicht einig, in welcher Form die
Bevölkerung des Berner Juras zu einem allfälligen Beitritt zum Kanton Jura befragt
werden soll.

Wahlen:
– Bei den Nationalratswahlen konnte die neue Mitte mit GLP und BDP zulegen.
– Die FDP und die CVP büssten Sitze ein und mussten beide einen historischen
Tiefststand ihres Wähleranteils hinnehmen.
– Die seit 1991 anhaltende Erfolgswelle der SVP wurde gebremst; ihre Verluste waren
aber geringer als die Gewinne der BDP.
– Die SP konnte trotz leichten Wählerverlusten Sitze gewinnen.
– Die Grünen litten unter der Konkurrenz der GLP und mussten Wähleranteile und Sitze
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abgeben.
– Neben der Lega konnte mit dem MCR eine weitere regionale Partei aus einem
Grenzkanton in die grosse Kammer einziehen.
– Im Ständerat konnte die SP zulegen, der «Sturm aufs Stöckli» der SVP scheiterte
hingegen.
– Die Wahlbeteiligung nahm erneut leicht zu.
– Der Frauenanteil im Nationalrat war erstmals seit Einführung des Frauenstimmrechts
rückläufig.
– Auch bei den kantonalen Legislativwahlen gehörten die GLP und die BDP zu den
Gewinnerinnen. Zulegen konnten hier aber auch die Grünen und die SVP.
– Auch bei den kantonalen Wahlen mussten die CVP und die FDP starke Einbussen in
Kauf nehmen.
– Die Grünen eroberten 2011 nicht weniger als vier kantonale Regierungssitze. Die Lega
avancierte in der Tessiner Regierung zur stärksten Partei.

Aussenpolitik:
– Das Parlament beschloss, die Entwicklungshilfe auf 0.5 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) anzuheben.
– Die grosse Kammer gab ihre Zustimmung zur Sonderhilfe für den Internationalen
Währungsfonds.
– Die Verhandlungen zwischen der EU und der Schweiz in Bezug auf eine
Weiterentwicklung der institutionellen bilateralen Zusammenarbeit sind blockiert.
– Trotz Druck seitens der EU, welche eine einheitliche, alle Mitgliedsstaaten
umfassende Lösung anstrebt, gelang es der Schweiz im Herbst, ein bilaterales
Steuerabkommen mit Deutschland abzuschliessen.
– Das Parlament lehnte den vom Bundesrat ausgearbeiteten Gegenvorschlag zur
Staatsvertragsinitiative der AUNS ab.
– Im Zuge der Aufstände in Ländern Nordafrikas und des Nahen Ostens verhängte der
Bundesrat Sanktionen gegen verschiedene Machthaber und sperrte deren
Vermögenswerte in der Schweiz.
– Der Bundesrat beabsichtigt, die schweizerische Kandidatur für den UNO-
Sicherheitsrat für die Periode 2023−24 zu lancieren.
– Durch die im Rahmen des Schutzmachtmandats der Schweiz erfolgte Vermittlung
haben Georgien und Russland im Herbst ein bilaterales Abkommen unterzeichnet. 

Landesverteidigung:
– Eine Motion der Sicherheitspolitischen Kommission des Ständerates beauftragte den
Bundesrat, sich mit einem Bewilligungssystem für Sicherheitsfirmen zu befassen.
– Der Sicherheitsverbund Schweiz nahm im Jahr 2011 klare Züge an.
– In verschiedenen Geschäften und mit der parlamentarischen Debatte um das
Übereinkommen über Streumunition setzte das Parlament den eingeschlagenen Weg
der Friedensförderung fort.
– Im Rahmen der Debatte um das Rüstungsprogramm 2011 und den Armeebericht 2010
sprach sich das Parlament für eine Armee mit 100'000 Dienstleistenden und einem
Budget von CHF 5 Mia. aus.
– Der Bundesrat entschied sich als Ersatz der Tiger F-5 Kampfflugzeuge für den
Schwedischen Saab JAS 39 Gripen.
– Der Revision des Zivildienstgesetzes wurde im Ständerat keine Folge gegeben, da
seitens des Bundesrates bereits nötige Schritte eingeleitet wurden.
– Die Teilrevision des Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetzes wurde in beiden Kammern
angenommen.

Wirtschaftspolitik:
– Die Schweizerische Wirtschaft hielt sich trotz des schwierigen internationalen
Umfelds erstaunlich gut.
– Während sich der Binnenmarkt dynamisch entwickelte, litt der Exportsektor unter der
Frankenstärke, was zur Folge hatte, dass die Schweizerische Nationalbank einen
Mindestkurs zum Euro einführte.
– Das Parlament stockte die Gelder für die Standortförderung auf.
– Der Bundesrat beabsichtigte einen Paradigmenwechsel in der Kartellgesetzgebung.
– Der Ständerat und der Nationalrat kamen sich beim indirekten Gegenvorschlag zur
Abzocker-Initiative näher.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank erklärte, dass sie einen Eurokurs unter CHF 1.20 nicht länger
toleriere.
– Ein Frankenpaket im Umfang von CHF 869 Mio. zur Entlastung der Wirtschaft wurde

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



gutgeheissen.
– Die Schweiz erhöhte in verschiedenen Bereichen ihre Beiträge an den Internationalen
Währungsfonds.
– Die gesetzliche Regulierung von systemrelevanten Grossbanken («too-big-to-fail»)
wurde zum Abschluss gebracht.
– Das Bankgeheimnis geriet im Zuge des Steuerstreits mit den USA weiter unter Druck.
– Die Botschaft zum Bundesgesetz über die internationale Amtshilfe in Steuersachen
(Steueramtshilfegesetz) wurde publiziert.
– Der Bundesrat verabschiedete die Botschaft zur Totalrevision des
Versicherungsvertragsgesetzes.

Landwirtschaft:
– Der Bundesrat schickte sein Projekt zur Agrarpolitik 2014−2017 in die Vernehmlassung.
Die Vorschläge stiessen bei den Landwirten, den Umweltschutzverbänden und
economiesuisse auf Kritik.
– Der Nationalrat überwies mehrere Motionen, die einen Abbruch der Verhandlungen
über ein Agrarfreihandelsabkommen mit der EU verlangen.
– In Abweichung zum Entschluss des Nationalrates wollte der Ständerat den
Zahlungsrahmen für die finanziellen Mittel für die Landwirtschaft lediglich um CHF 122
Mio. aufstocken.
– Der Bundesrat legte eine Revision des Lebensmittelgesetzes vor.
– Die Regierung präsentierte die Botschaft zur Änderung des Tierschutzgesetzes.
– Die Exekutive legte den Räten die Botschaft zum Bundesgesetz über den Verkehr mit
Tieren und Pflanzen geschützter Arten vor.
– National- und Ständerat nahmen mehrere Motionen an, die eine Anpassung der
Jagdverordnung zwecks Erlaubnis des Abschusses von Grossraubtieren verlangen. Eine
Revision der Verordnung wurde vom UVEK in die Vernehmlassung geschickt.
– Der Bundesrat präsentierte einen Bericht zur Waldpolitik 2020 vor.

Öffentliche Finanzen:
– Der Bundesrat legte dem Parlament einen Gesetzesentwurf zur Verschärfung der
Pauschalbesteuerung vor.
– Unerwartet hohe Steuerausfälle im Zusammenhang mit der
Unternehmenssteuerreform II führten zur Einberufung einer Sondersession.
– Das Parlament wies den Mehrwertsteuer-Einheitssatz an den Bundesrat zurück.
– Die Staatsrechnung 2011 schloss mit einem Überschuss von CHF 1.9 Mia. weit besser
ab als budgetiert.
– Der Voranschlag 2012 sah ein ausgeglichenes Finanzergebnis vor.

Energie:
– Infolge einer Nuklearkatastrophe in Fukushima (Japan) begann die Schweiz den Weg
eines progressiven Ausstiegs aus der Atomenergie zu beschreiten.
– Aufgrund dieser neuen Ausgangslage lancierte der Bundesrat ein neue
Energiestrategie 2050.
– Das Parlament stimmte einer Änderung des Energiegesetzes zu, welche den Bundesrat
ermächtigt, Vorschriften zum Verbrauch von Anlagen, Fahrzeugen und Geräten zu
erlassen.
– Das Bundesgericht sprach sich für die teilweise unterirdische Verlegung einer
Hochspannungsleitung aus.
– Ein Bundesgerichtsurteil stellte de facto die Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes
für Grosskunden in Frage.

Verkehr und Kommunikation:
– Der Bundesrat wollte die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs auf eine neue Basis
stellen und hat dazu die Botschaft zur FABI-Vorlage als Gegenentwurf zur VCS-Initiative
für den öffentlichen Verkehr verabschiedet.
– Bund, Kantone und betroffene Wirtschaftsakteure suchen nach dem geeigneten
Verkehrsregime, das während der geplanten Sanierungsarbeiten am
Gotthardstrassentunnel gelten soll.
– Das Via-Sicura-Massnahmenpaket und der letzte Teil der Bahnreform 2 gingen in die
Differenzbereinigung.
– Nach Inkraftsetzung der Verordnung über die Sicherheitsorgane der
Transportunternehmen im öffentlichen Verkehr Ende 2011, entschieden sich die SBB im
Gegensatz zur BLS für die Ausrüstung ihrer Bahnpolizei mit Handfeuerwaffen.
– Die flächendeckende Versorgung der Schweiz mit Hochbreitbandtechnologie soll
unter Wettbewerbsbedingungen erreicht werden.
– Die Fronten im Fluglärmstreit zwischen Deutschland und der Schweiz verhärteten

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



sich.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Der Entwurf für ein Raumkonzept Schweiz wurde präsentiert.
– In den Beratungen zur Teilrevision des Raumplanungsgesetzes zeigten sich gewichtige
Differenzen zwischen National- und Ständerat.
– Nachdem das Parlament im Vorjahr bereits einem indirekten Gegenvorschlag
zugestimmt hatte, empfahl es im Berichtsjahr die Zweitwohnungsinitiative zur
Ablehnung.
– Während der Ständerat die Ablehnung der Volksinitiative «Sicheres Wohnen im Alter»
beantragte, setzte sich der Nationalrat für das Begehren ein.
– Die Bausparinitiativen werden dem Volk ohne Empfehlung des Parlaments und ohne
indirekten Gegenentwurf unterbreitet. Letzterer wurde in der Schlussabstimmung vom
Ständerat abgelehnt.

Umweltschutz:
– Der Ständerat empfahl die Volksinitiative «für menschenfreundliche Fahrzeuge
(Offroader-Initiative)» zur Ablehnung und befürwortete einen indirekten
Gegenvorschlag, der vom Parlament in der Schlussabstimmung angenommen wurde.
– Nach erfolgreicher Differenzbereinigung verabschiedete das Parlament die Revision
des CO2-Gesetzes, welche der Volksinitiative «für ein gesundes Klima» als indirekter
Gegenvorschlag gegenübergestellt werden soll.
– Der Bund führte die ersten formellen Verhandlungen mit der EU über den Anschluss
der Schweiz an das europäische Emissionshandelssystem.
– Die Vernehmlassungsantworten zur Ratifizierung der Europäischen
Landschaftskonvention waren grossmehrheitlich positiv.
– Das Parlament hielt den Bundesrat zur Erstellung einer Gesamtübersicht über
mögliche Zielkonflikte zwischen Förderung erneuerbarer Energien und anderer
Bundesprojekte und -strategien, darunter auch die Biodiversitätsstrategie, an.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres etwas
mehr als 7.9 Millionen Personen.
– Die Arbeitslosenquote sank im Jahresdurschnitt von 3.9 Prozent auf 3.1 Prozent.
– Die Nominallöhne stiegen um 1.0 Prozent, die Reallöhne um 0.7 Prozent.
– Ein Bericht des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO) wies auf Missbräuche im
Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit hin.
– Der Bundesrat erklärte den GAV für den Personalverleih allgemeinverbindlich.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Nachdem der Nationalrat das Bundesgesetz über Prävention und
Gesundheitsförderung modifiziert und angenommen hatte, entschied der Ständerat
knapp Nichteintreten.
– In Folge der angenommen Volksabstimmung im Jahr 2008 nahm der Bundesrat die
Alternativmedizin vorerst wieder in die Grundversicherung auf.
– Die Regierung empfahl die Initiative «Ja zur Hausarztmedizin» zur Ablehnung und
präsentierte einen direkten Gegenvorschlag.
– Das Parlament beauftragte den Bundesrat mittels verschiedener Motionen eine
Mindestzahl von Studienplätzen an den medizinischen Fakultäten festzulegen.
– Bundesrat und Nationalrat empfahlen, die Initiative «Schutz vor Passivrauchen»
abzulehnen.
– Erst nach einer Einigungskonferenz nahmen die Räte das Sportförderungsgesetz an.

Sozialversicherungen:
– Der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zum Bundesgesetz über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung unter Ausklammerung der im Vorjahr umstrittenen Punkte.
Das Parlament hiess die Botschaft mit grosser Mehrheit gut.
– National- und Ständerat nahmen das modifizierte erste Massnahmenpaket für die 6.
IV-Revision an.
– Im Berichtjahr überwies der Ständerat auch das zweite Massnahmepaket.
– Trotz Kritik in der Vernehmlassung setzte der Bundesrat verschiedene Verordnungen
zur beruflichen Vorsorge in Kraft.
– Die Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache», welche die Kosten für
einen Schwangerschaftsabbruch von der obligatorischen Grundversicherung streichen
will, kam zustande.
– Das modifizierte Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed Care) wurde
erst nach einer Einigungskonferenz angenommen.
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– Das EDI startete eine Vernehmlassung für den Entwurf des Bundesgesetzes betreffend
die Aufsicht über die soziale Krankenversicherung sowie für eine Korrektur der
zwischen 1996 und 2011 bezahlten Prämien zwecks Ausgleich kantonaler Überschüsse
und Defizite in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung.

Soziale Gruppen:
– Die eidgenössischen Räte verabschiedeten das Integrationsrahmengesetz.
– Aufgrund der politischen Unruhen in den Ländern Nordafrikas und des Nahen Ostens
gab es eine starke Zunahme an Asylgesuchen.
– Der Ständerat stimmte sowohl der Revision des Asylgesetzes als auch verschiedenen
kurzfristigen Massnahmen zu, welche zu einer Effizienzsteigerung des Asylwesens
führen sollten.
– Die Schweizer Demokraten lancierten eine Volksinitiative zur Stabilisierung der
Gesamtbevölkerung.
– Ein ähnliches Ziel verfolgt die von der SVP lancierte Volksinitiative «gegen
Masseneinwanderung».
– Das Parlament sprach sich für eine eigenständige Verankerung des Tatbestands der
sexuellen Verstümmelung im Strafgesetzbuch aus.
– Beide Kammern stimmten der Änderung des Familienzulagengesetzes zu, womit
zukünftig auch Selbständigerwerbende Anspruch auf Kinderzulagen haben.
– Die CVP lancierte eine eidgenössische Volksinitiative zur Steuerbefreiung der Kinder-
und Ausbildungszulagen.
– Die eidgenössischen Räte stimmten der Neuregelung des ehelichen Namensrechts
zu.
– Das totalrevidierte Kinder- und Jugendförderungsgesetz wurde von beiden
Parlamentskammern angenommen.

Bildung und Forschung:
– Der Bundesrat gab die Zusammenführung des Staatssekretariats für Bildung und
Forschung (SBF) sowie des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie (BBT) in
einem Bildungsdepartement unter dem Dach des EVD (dannzumal Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung, WBF) auf Anfang 2013 bekannt.
– Die Regierung verabschiedete die Botschaften zum Bundesgesetz über die
steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten sowie
zum Forschungs- und Innovationsförderungsgesetz.
– Das Weiterbildungsgesetz gelangte in die Vernehmlassung.
– National- und Ständerat begannen mit den Detailberatungen zum Bundesgesetz über
die steuerliche Behandlung der berufsorientierten Aus- und Weiterbildungskosten und
schickten die Volksinitiative «Jugend und Musik» in die Differenzbereinigung.
– Die Räte verabschiedeten die BFI-Botschaft 2012 sowie das Bundesgesetz über die
Förderung der Hochschulen und die Koordination im Schweizerischen
Hochschulbereich (HFKG).

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Das Parlament verabschiedete die Kulturbotschaft 2013−2015 und das Bundesgesetz
über die Buchpreisbindung.
– Luzern und Schwyz lieferten sich einen bildungs- und kulturpolitischen
Schlagabtausch.
– Das Bundesamt für Kultur erstellte ein Inventar von 167 erhaltenswerten, lebendigen
Traditionen.
– Religionspolitische Fragen intensivierten den öffentlichen Diskurs über Stellung,
Relevanz und Gewichtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten im
demokratischen, säkularen Staatswesen.

Medien:
– Das Bundesamt für Kommunikation präsentierte sechs Studien zur Lage der Schweizer
Medien.
– Es wurde aufgezeigt, dass die Medien ihre demokratietheoretisch begründete
Aufgabe als Meinungsbildner aufgrund der Pressekonzentration nur noch eingeschränkt
wahrnehmen.
– Von der allgemeinen wirtschaftlichen Erholung profitierten auch die Medien.
– Die Auflagen der Gratiszeitungen legten stark zu.
– Die Verlage kritisierten die zunehmende Konkurrenz der SRG durch deren
publizistische Tätigkeit im Internet.
– Gemäss einer Studie brachte die bis anhin getätigte Presseförderung nicht die
gewünschte Stabilisierung der wirtschaftlichen Lage der Abonnementspresse.
– Das Parlament entschied sich für ein neues System zur Erhebung der Radio- und
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Fernsehgebühren, wies jedoch verschiedene, gegen die Billag gerichtete politische
Vorstösse ab.
– 86.8 Prozent der Schweizer Haushalte verfügten im Berichtjahr über einen
Internetzugang.
– Das hohe Strukturveränderungspotenzial des Internets in der Medienlandschaft
(Medienkonvergenz) und die Regulierung der elektronischen Medien waren im
Berichtsjahr zentrale Themen.

Qu'est-ce qui figurait à l'agenda politique suisse en 2011? Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique ? Les événements les plus importants en 2011 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par thème. Les liens vous mèneront directement à ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

En 2011, la politique suisse était placée sous le signe des élections fédérales. Pour la
première fois depuis 1991, l’UDC n’a plus progressé. Le parti a perdu 2.3 pourcent en
parts de suffrages, mais, grâce à ses 26.6 pourcent, est resté de loin la plus grande
formation au sein du Conseil national. Les Vert’libéraux et le PBD sont sortis grands
vainqueurs du scrutin. Les deux partis sont parvenus à convaincre respectivement 5.4
pourcent de l’électorat. Le succès de ces deux jeunes formations s’explique par leur
nouveauté. Ces gains ne sont qu’en partie attribuables aux pertes de l’UDC. Cette
dernière a en effet perdu moins d’électeurs que le PBD, issu d’une scission avec l’UDC,
n’a réussi à mobiliser. Ce sont plutôt le PLR et le PDC qui ont subi des pertes
douloureuses. La force électorale de ces deux partis s’établit désormais à des niveaux
historiquement bas (15.1 % et 12.3 %). Les Verts (-1.2 %) ont, quant à eux, souffert du
succès des Vert’libéraux en perdant, par les aléas de la proportionnelle, un quart de
leurs députés au Conseil national. En revanche, le PS a été chanceux. Malgré de légères
pertes par rapport à 2007 (-0.9 %), les socialistes ont gagné deux sièges. Le Mouvement
des Citoyens Romands (MCR) a fait son entrée au parlement en attisant avec succès les
ressentiments envers les frontaliers. Cela s’applique tout autant à la Lega, qui détient
de nouveau deux sièges à Berne. Le PEV est parvenu à maintenir ses deux sièges. Par
contre, l’UDF ainsi que le PST-POP ne sont plus représentés à Berne. Ce dernier
détenait pourtant, depuis 1947, au moins un mandat au sein de la chambre du peuple.
Dans l’ensemble, les élections 2011 ont abouti à un léger report des forces vers le
centre, qui s’est cependant fortement fractionné.

Afin de pourvoir les sièges du Conseil des Etats, des deuxièmes tours ont eu lieu dans
pas moins de 13 cantons. Cela était en particulier attribuable au fait que l’UDC avait
lancé une attaque sur la chambre des cantons en misant sur des personnalités connues.
Le parti est non seulement parvenu à faire de la campagne, traditionnellement calquée
sur la représentation cantonale, un événement national avec une mise en avant de la
politique des dossiers, mais aussi à rendre les scrutins plus concurrentiels, entraînant
ainsi des résultats plus serrés dans la plupart des cantons. En revanche, l’UDC a
nettement échoué dans son objectif de gagner du terrain au Conseil des Etats. Sa
stratégie, consistant à gagner ces élections au scrutin majoritaire grâce à des
personnalités adhérant à la ligne dure de parti, n’a pas fonctionné. L’UDC a même dû
céder deux mandats. Au sein de la chambre des cantons, le camp rouge-vert a
légèrement progressé. Le PS est sorti vainqueur des élections au Conseil des Etats en
parvenant à gagner deux sièges. Les socialistes en détiennent désormais onze, ce qui
les place au même niveau que le PLR(-1 siège). Malgré la perte de deux sièges, le PDC
demeure, avec ses 13 sièges, le plus grand groupe au Conseil des Etats. Les Verts et les
Vert’libéraux ont réussi à maintenir leurs deux mandats respectifs et le PBD son siège
dans le canton de Berne. En plus de ces six formations, le Conseil des Etats compte
avec Thomas Minder, l’auteur de l’initiative populaire contre les rémunérations
abusives, un membre sans appartenance politique.

Pour ce qui est du nombre des listes déposées (365) et le nombre de candidats au
Conseil national (3472) et au Conseil des Etats (152), les élections 2011 ont établi de
nouveaux records. La participation (48.5 %) s’est également inscrite en légère
progression. Néanmoins, la proportion de candidates a diminué. Alors que 35.2
pourcent de femmes s’étaient portées candidates en 2007, elles ne représentaient plus
que 32.8 pourcent en 2011. Ce recul s’est répercuté sur le taux de femmes au sein du
parlement. Celui-ci a diminué pour la première fois depuis l’introduction du vote des
femmes en 1971. Au Conseil national et au Conseil des Etats, les femmes ont
respectivement perdu un siège. Au total, elles détiennent encore 67 des 246
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sièges.(27.2 % contre 28 % en 2007).

Les pertes de sièges subies par l’UDC, la procédure peu professionnelle du parti quant
à la sélection de ses candidats et le refus des autres partis de recourir à un changement
dans la composition des partis représentés au gouvernement, ont conduit à la
réélection d’Eveline Widmer-Schlumpf, la Conseillère fédérale du PBD. L’UDC, le parti
le plus fort au parlement, n’est donc représenté que par un Conseiller fédéral. Pour ce
qui est du PS, c’est Alain Berset, le Conseiller aux Etats fribourgeois, qui a été élu au
Conseil fédéral en remplacement de Micheline Calmy-Rey.

Deux événements internationaux ont eu une grande influence sur la politique suisse: la
catastrophe nucléaire survenue à Fukushima (Japon) et la crise dans la zone euro. Les
événements au Japon ont été à l’origine d’un tournant de la politique énergétique
suisse visant désormais une sortie progressive de l’énergie nucléaire. Le Conseil fédéral
a esquissé une nouvelle Stratégie énergétique 2050 à cet égard. Plusieurs partis ont
lancé des scénarios de sortie du nucléaire et 20'000 personnes ont protesté contre
cette technologie en mai. La crise économique, qui constitue selon les sondages la
préoccupation majeure de la population suisse, a eu néanmoins un impact moins
important que prévu. Le taux de chômage a ainsi diminué de 3.9 pourcent à 3.1
pourcent en moyenne annuelle. Contrairement à la plupart des autres pays européens,
la situation budgétaire n’a pas donné lieu à des préoccupations. La Confédération a
bouclé l’année 2011 par un excédent budgétaire de CHF 1.9 milliards. Toutefois, le
secteur exportateur a souffert du franc fort, ce qui a entraîné la Banque nationale
suisse à introduire un taux plancher de CHF 1.20 par rapport à l’euro. Par ailleurs, les
chambres ont adopté un paquet de mesures de CHF 869 millions destiné à soutenir
l’économie.

Bien que de nombreuses initiatives aient été lancées à l’approche des élections
fédérales – pas moins de 28 projets se trouvaient au stade de la récolte des signatures
fin 2011, huit avaient été déposés et 14 étaient en suspens – une seule votation fédérale
a eu lieu au cours de cette année électorale. L’initiative populaire «Pour la protection
face à la violence des armes» demandant une interdiction de la conservation d’armes
dangereuses, une attestation de capacité à les manipuler ainsi qu’un registre central
des armes à feu, a été rejetée par 56.3 pourcent des votants.

La politique étrangère s’est caractérisée par des négociations plutôt tenaces avec
l’Allemagne et les Etats-Unis au sujet des accords fiscaux. Avec le voisin du nord, un
accord de double imposition a été conclu. Grâce à un accord fiscal bilatéral signé par la
Conseillère fédérale, Eveline Widmer-Schlumpf, et le ministre des finances allemand,
Wolfgang Schäuble, le conflit en matière fiscale semblait prendre une fin provisoire. En
revanche, les fronts se sont durcis pour ce qui est de la dispute liée au bruit du trafic
aérien. La pression exercée par les Etats-Unis sur la place financière suisse s’est
également accentuée. Un acte transactionnel destiné à mettre fin à la dispute en
matière fiscale a été adopté par le Conseil des Etats à la fin de l’année sous revue. Les
négociations menées avec l’Union européenne portant sur le développement de la
coopération bilatérale institutionnalisée sont cependant restées bloquées.

La décision du Conseil fédéral de remplacer les avions de combat Tiger F-5 par l’achat
de 22 Gripen JAS 39, produits par le constructeur suédois Saab, a causé des remous.
Quelques semaines avant cet arrêté, des documents d’évaluation secrets dressant un
avis plutôt défavorable au Gripen sont parvenus à la presse. Dans le cadre des
délibérations parlementaires sur l’armement et sur fond du rapport de l’armée, les
chambres ont pris la décision d’effectuer cette acquisition par le budget de
l’armement. Celui-ci a été fixé à CHF 5 milliards. En même temps, le parlement a décidé
de ne pas soumettre la transaction au référendum.

Dans plusieurs thématiques, le parlement s’est montré peu enclin au consensus. Ainsi,
la modification de la loi sur l’assurance-maladie (Managed Care) et la révision de la loi
fédérale sur l’encouragement du sport n’ont été acceptées qu’au bout d’une
conférence de conciliation. Au total, neuf conférences de conciliation se sont tenues
en 2011 (contre cinq en 2010 et sept en 2009). Les chambres ne sont pas parvenues à
s’entendre sur l’initiative populaire «Accéder à la propriété grâce à l’épargne-
logement». Dans ce cas précis, les observateurs de la politique suisse ont assisté à une
première. Alors que le Conseil national a suivi la recommandation de la conférence
d’émettre un avis favorable à l’initiative, le Conseil des Etats a refusé de faire de même.
Par conséquent, l’initiative a été soumise au peuple sans recommandation. En
revanche, les chambres ont trouvé, suite à une conférence de conciliation, une solution
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à la problématique «too big to fail» en s’entendant sur les fonds propres minimaux
dans le cadre de la révision de la loi fédérale sur les banques. A contrario, le long
processus de prise de décision du parlement quant à l’initiative populaire sur les
rémunérations abusives n’a pas pris fin en 2011.

Le Conseil fédéral a arrêté une réorganisation des départements. Dès 2013, le
Département fédéral de l’économie (DFE) portera le nom de Département fédéral de
l'économie, de la formation et de la recherche (DEFR). Le Secrétariat d'état à
l'éducation et à la recherche (SER), le domaine des écoles polytechniques fédérales et
l'Office fédéral de la formation professionnelle et de la technologie (OFFT) seront ainsi
regroupés dans ce nouveau département. En même temps, le SER et l'OFFT
fusionneront en un nouveau Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à
l'innovation, le SEFRI.

Problèmes politiques fondamentaux:
– Pour la première fois, l’hymne national a été entonné dans les Chambres fédérales
pour le commencement de la nouvelle législature.
– L’Office fédéral de la culture a publié une liste du patrimoine culturel immatériel.
– Le DFAE a jugé la couverture médiatique des médias étrangers comme étant de plus
en plus critique.
– Les préoccupations de la population concernant la crise économique ont fortement
augmenté en 2011.

Ordre juridique:
– La carte d’identité continuera d’être émise sous sa forme actuelle, à savoir sans puce
et sans données enregistrées électroniquement et elle peut être commandée, auprès
de la commune de domicile.
– Le Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence, Hanspeter Thür a
porté plainte contre Google Street View devant le tribunal fédéral.
– Le parlement a approuvé une révision de la loi fédérale instituant des mesures visant
au maintien de la sûreté intérieure (LMSI).
– En Argovie plus de 20'000 personnes ont manifesté contre l’énergie nucléaire.
– L’Assemblée fédérale a approuvé la convention du Conseil de l’Europe sur la
cybercriminalité.
– Le Conseil fédéral a autorisé la police des transports de porter des armes à feu.
– L’initiative populaire «Pour la protection face à la violences des armes» a été rejetée
aux urnes.
– Une révision du code civile permet aux époux de garder leur nom de famille original à
moins qu’ils décident d’adopter un nom commun.

Institutions et droits populaires:
– Lors des élections pour le renouvellement du Conseil fédéral, le statut quo a été
conservé. Le siège de la Conseillère fédérale PBD Eveline Widmer-Schlumpf a été
confirmé et l’UDC n’est toujours représentée que par un siège au gouvernement. Alain
Berset, Conseiller d’Etat PS du canton de Fribourg, a été élu suite à la démission de la
Conseillère fédérale PS Micheline Calmy-Rey.
– L’UDC a déposé une initiative pour l’élection du Conseil fédéral par le peuple.
– Les Chambres fédérales ont décidé de simplifier l’accès aux documents du
gouvernement.
– Le Conseil national et le Conseil des Etats ont établi de nouvelles réglementations
concernant les dispositions sur l’immunité.
– Le procureur fédéral a été élu pour la première fois par le Parlement et non plus par
le Conseil fédéral. Erwin Beyeler, ayant été fortement critiqué, n’a pas été réélu.
– La tendance visant une utilisation plus large des droits populaires a persisté.
– Les Chambres fédérales ont examiné de nouvelles dispositions concernant la
compatibilité des initiatives populaires avec les droits fondamentaux.
– Le vote électronique a continué son développement.

Structures fédéralistes:
– La modification de la loi fédérale sur la péréquation financière et la compensation
des charges (PFCC) ainsi que la fixation des contributions de base en ce qui concerne le
transfert des ressources et des charges a été accepté en juin de l’année sous revue par
les deux chambres.
– Les gouvernements des cantons de Berne et du Jura ne sont pas d’accord sur la façon
dont la population du jura bernois devra se prononcer sur la possible adhésion au
canton du Jura.
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Elections:
– Le BDP ainsi que les Vert libéraux, nouveaux partis du milieu, ont progressé lors des
élections du Conseil national.
– Le PLR et le PDC ont tous deux perdu des sièges et ont dû faire face à un pourcentage
de voix au plus bas.
– La vague de succès de l’UDC, persistant depuis 1991, a été freinée ; leurs pertes ont
été cependant plus petites que les gains du BDP.
– Le PS a pu gagner des sièges malgré la perte d’électeurs.
– Les Verts ont souffert de la concurrence des Vert libéraux. Leur pourcentage de voix a
diminué et ils ont perdu des sièges.
– En plus de la Lega, le MCR, un autre parti régional venant d’un canton frontalier, a pu
faire son entrée au Conseil national.
– Tandis que le PS a pu gagner des sièges au Conseil des Etats, l’offensive lancée par
l’UDC a échoué.
– La participation électorale a à nouveau légèrement augmenté.
– Pour la première fois depuis l’introduction du droit de vote des femmes, la part des
femmes au Conseil national a diminué.
– Le BDP et les Vert libéraux ont également fait partie des gagnants lors des élections
législatives cantonales, de même que les Verts et l’UDC.
– Le PDC et le PLR ont quant à eux dû faire face à des pertes importantes lors des
élections cantonales.
– Les Verts ont conquis en 2011 pas moins de quatre sièges dans les gouvernements
cantonaux. La Lega est devenue le parti le plus fort au sein du gouvernement tessinois.

Politique étrangère:
– Le Parlement a décidé de relever à 0.5 pour-cent du revenu national brut (RNB) les
fonds affectés à l’aide au développement.
– La Grande Chambre a approuvé une aide spéciale au Fonds monétaire international.
– Les négociations entre l’UE et la Suisse au sujet de la coopération bilatérale relative
aux institutions sont bloquées.
– Malgré la pression de l’UE qui aimerait une solution unitaire pour tous ses membres,
la Suisse a conclu un accord bilatéral en matière d’imposition avec l’Allemagne.
– Le Parlement a refusé le contre-projet préparé par le Conseil fédéral concernant
l’initiative en matière de traités internationaux de l’ASIN.
– Suite aux soulèvements dans les pays d’Afrique du Nord et du Proche-Orient, le
Conseil fédéral a annoncé des sanctions contre les dirigeants, ainsi que le blocage de
leurs avoirs.
– Le Conseil fédéral a l’intention de déposer la candidature de la Suisse au Conseil de
sécurité de l’ONU pour la période 2023-24.
– Grâce à la médiation de la Suisse dans le cadre de son mandat de puissance
protectrice, la Géorgie et la Russie ont signé un contrat bilatéral en automne.

Armée:
– Une motion de la Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats a
chargé le Conseil fédéral de se pencher sur la question d’un système d’autorisation
pour les entreprises de sécurité.
– Le Réseau national de sécurité a pris forme en 2011.
– Dans différentes affaires et lors du débat parlementaire autour de l’accord sur les
armes à sous-munitions, le parlement a décidé de poursuivre la voie de la promotion de
la paix.
– Dans le cadre du débat sur le programme d’armement 2011 et du rapport sur l’armée
2010, le parlement s’est prononcé en faveur d’une armée à 100'000 hommes et pour un
budget de CHF 5 milliards.
– Le Conseil fédéral a décidé d’acquérir 22 avions de combat de type Saab Gripen pour
remplacer les vieux Northrop F-5E/F Tiger II.
– Le Conseil des Etats n’a pas de donné suite à la révision de la loi sur le service civil
étant donné que des étapes nécessaires avaient déjà été entamées par le Conseil
fédéral.
– La révision partielle de la loi sur la protection de la population et sur la protection
civile a été approuvée par les deux chambres.

Politique économique:
– L’économie suisse a résisté étonnement bien au contexte international difficile.
– Alors que le marché intérieura fait preuve de dynamisme, le secteur exportateur a
souffert du franc fort, ce qui a incité la Banque nationale suisse à instaurer un taux
plancher face à l’euro.
– Le parlement a augmenté les fonds destinés à la promotion économique.
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– Le Conseil fédéral a envisagé un changement de paradigme en matière de cartels.
– Le Conseil des Etats et le Conseil national se sont rapprochés en ce qui concerne le
contre-projet indirect à l’initiative contre les rémunérations abusives.

Crédit et monnaie:
– La Banque nationale a déclaré ne plus tolérer de taux de change de l’Euro inférieur à
CHF 1.20.
– Le plan contre le franc fort de CHF 869 millions pour soutenir l’économie a été
approuvé.
– La Suisse a augmenté ses contributions au Fonds Monétaire International.
– La règlementation sur les banques d’importance systémique («too big too fail») a été
finalisée.
– Le secret bancaire s’est retrouvé sous pression suite au conflit fiscal avec les Etats-
Unis.
– Le message concernant l’assistance internationale administrative en matière fiscale
(loi sur l’assistance administrative en matière fiscale) a été publié.
– Le Conseil fédéral a approuvé le message relatif à la révision totale de la loi sur le
contrat d’assurance. 

Agriculture:
– Le Conseil fédéral a mis en consultation le projet de politique agricole 2014-2017. Ce
dernier a rencontré de vives critiques issues des milieux paysans, des associations de
protection de l’environnement et d’economiesuisse.
– Le Conseil national a adopté plusieurs motions visant à mettre fin aux négociations
sur un accord de libre-échange agricole avec l’UE.
– Le Conseil des Etats a modifié la proposition du Conseil national en autorisant une
augmentation de CHF 122 millions des moyens financiers destinés à l’agriculture pour
les années 2012 et 2013.
– Le Conseil fédéral a présenté un projet modifiant la loi sur les denrées alimentaires.
– Le gouvernement a soumis son projet visant la mise à jour de la loi sur la protection
des animaux.
– Le Conseil fédéral a présenté un message sur la circulation des espèces de faune et
de flore protégées.
– Les chambres ont adopté des motions visant à modifier l’ordonnance sur la chasse
afin d’autoriser le tir de l’ours, du lynx et du loup. Le DETEC a mis en consultation un
projet de révision de l’ordonnance.
– Le Conseil fédéral a présenté son message sur la politique forestière 2020.

Finances publiques:
– Le Conseil fédéral a soumis au parlement un message portant sur un durcissement
des forfaits fiscaux.
– Des pertes fiscales plus importantes que prévues dans le cadre de la deuxième
réforme de l’imposition des entreprises ont conduit à une session spéciale.
– Le parlement a renvoyé le taux unique de la TVA au Conseil fédéral.
– Les comptes 2012 ont affiché un excédent de CHF 1.9 milliards, un résultat nettement
supérieur aux prévisions.
– Le budget 2012 a tablé sur un compte financier équilibré.

Energie:
– Suite à un accident nucléaire survenu à Fukushima (Japon), la Suisse s’est engagée
dans la voie d’une sortie progressive de l’énergie nucléaire.
– Compte tenu de la nouvelle donne, le Conseil fédéral a lancé une nouvelle stratégie
énergétique 2050.
– Les chambres ont approuvé une modification de la loi sur l’énergie permettant au
Conseil fédéral d’établir des prescriptions quant à la consommation d’énergie
d’installations, de véhicules et d’appareils.
– Le Tribunal fédéral s’est prononcé pour l’enfouissement partiel d’une ligne à haute
tension.
– Un jugement du Tribunal fédéral a de fait remis en cause la libéralisation du marché
de l’électricité pour les grands consommateurs en énergie.

Transports et communications:
– Le Conseil fédéral a souhaité mettre en place une nouvelle base pour le financement
des transports publics et a adopté le projet FAIF comme contre-projet à l'initiative ATE
pour les transports publics.
– La Confédération, les cantons et les acteurs économiques concernés cherchent quel
régime des transports sera le plus approprié lors des travaux d’assainissement prévus
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sur le tunnel routier du Gothard.
– Le programme de renforcement de la sécurité routière «Via sicura» ainsi que la
dernière partie de la réforme des chemins de fer 2 sont entrés en processus
d’élimination des divergences.
– Après l’entrée en vigueur fin 2011 de l’ordonnance sur le service de sécurité des
entreprises de transports publics, les CFF ont décidé au contraire du BLS d’équiper
leur police des chemins de fer avec des armes à feu portatives.
– L’approvisionnement complet du territoire suisse en technologie à très haut débit
doit être atteint sous des conditions de concurrence.
– Les fronts dans la polémique des bruits de la circulation aérienne entre l’Allemagne et
la Suisse se sont durcis.

Aménagement du territoire et logement:
– Le Projet de territoire Suisse a été présenté.
– D’importantes différences sont apparues entre le Conseil des Etats et le Conseil
national lors des consultations visant la révision partielle de la loi sur l'aménagement du
territoire.
– Alors que le Parlement avait déjà accepté un contre-projet indirect l’année
précédente, il a recommandé lors de l’année en cours de rejeter l’initiative sur les
résidences secondaires.
– Tandis que le Conseil des Etats a demandé de refuser l’initiative populaire «Sécurité
du logement à la retraite», le Conseil national s’est engagé en faveur de cette
demande.
– Les initiatives sur l’épargne-logement seront soumises au peuple sans
recommandations du Parlement et sans contre-projet indirect. Ce dernier a été rejeté
par le Conseil des Etats lors du vote final.

Protection de l'environnement:
– Le Conseil des Etats a recommandé de refuser l’initiative populaire «pour des
véhicules plus respectueux des personnes (initiative anti-4x4)» et a soutenu un contre-
projet indirect, accepté par le Parlement en vote final.
– Le Parlement a adopté, après une procédure d’élimination des divergences réussie, la
révision de la loi sur le CO2, devant être proposé comme contre-projet indirect à
l’initiative populaire fédérale «pour un climat sain».
– La Confédération a mené les premières négociations formelles avec l’UE sur la
participation de la Suisse au système européen d'échange de quotas d'émission.
– Les réactions suite à la consultation concernant la ratification de la Convention
européenne du paysage étaient majoritairement positives.
– Le Parlement a encouragé le Conseil fédéral à élaborer une vue d’ensemble des
possibles conflits d’objectifs entre la promotion des énergies renouvelables et d’autres
projets et stratégies de la Confédération, dont notamment la Stratégie Biodiversité
Suisse.

Population et travail:
– La population résidente permanente de la Suisse a franchi la barre des 7.9 millions de
personnes à la fin de l'année sous revue.
– Le nombre de chômeurs a diminué de 3.9 à 3.1 pourcent en moyenne annuelle.
– Les salaires nominaux ont progressé de 1.0 pourcent, les salaires réels de 0.7
pourcent.
– Un rapport du Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a mis en lumière des abus liés à
la libre circulation des personnes.
– Le Conseil fédéral a étendu le champ d’application de la CCT du travail temporaire.

Santé, assistance sociale, sport:
– Le Conseil national a adopté avec modifications la loi sur la prévention et la
promotion de la santé tandis que le Conseil des Etats a refusé de justesse d’entrer en
matière.
– Suite à la votation populaire de 2008, le Conseil fédéral a réintroduit provisoirement
les médecines complémentaires dans le catalogue de l’assurance de base.
– Le gouvernement a recommandé de rejeter l’initiative «Oui à la médecine de famille»
et a présenté un contre-projet direct.
– Le parlement a adopté des motions chargeant le gouvernement de fixer un nombre
minimum de places d’études dans les facultés de médecine.
– Le Conseil fédéral, puis le Conseil national ont recommandé de rejeter l’initiative
«Protection contre le tabagisme passif».
– Les chambres ont adopté une loi sur l’encouragement du sport après la convocation
d’une conférence de conciliation.
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Assurances sociales:
– Le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la révision de la loi sur l’AVS qui ne
contient pas les éléments contestés l’année précédente. Le parlement l’a aisément
adopté.
– Les chambres ont modifié puis adopté le projet de révision 6b de l’AI.
– Le Conseil des Etats a adopté le message relatif à la révision 6b de l’AI présenté par le
Conseil fédéral au cours de l’année sous revue.
– Le Conseil fédéral a mis en œuvre diverses ordonnances relatives à la réforme
structurelle de la prévoyance professionnelle malgré les oppositions soulevées lors de
la procédure de consultation.
– L’initiative populaire visant à supprimer l’interruption volontaire de grossesse du
catalogue de la LAMal a abouti.
– Les chambres fédérales ont modifié puis finalement adopté une révision partielle de
la LAMal relative au managed care après avoir convoqué une conférence de
conciliation.
– Le DFI a mis en consultation un projet de loi visant à renforcer la surveillance sur les
assureurs et un autre compensant les excédents et les déficits accumulés par les
assureurs dans les réserves de la LAMal.

Groupes sociaux:
– Les Chambres fédérales ont adopté la loi-cadre sur l’intégration.
– Dû aux tensions politiques rencontrées par les pays d’Afrique du Nord et du Proche-
Orient, il y a eu une forte augmentation des demandes d’asile.
– Le Conseil des Etats a approuvé non seulement la révision de la loi sur l’asile mais
également différentes mesures à court terme visant à rendre le système plus efficace.
– Les Démocrates Suisses ont lancé une initiative populaire «pour la stabilisation de la
population totale», devant donner au Conseil fédéral plus de moyens de régulation
pour lutter contre la surpopulation.
– L’initiative populaire «stopper l’immigration massive», lancée par l’UDC, poursuit un
objectif semblable.
– Le parlement s’est prononcé en faveur de l’inscription à part entière dans le code
pénal de normes qui répriment des mutilations sexuelles féminines.
– Les deux chambres ont accepté la modification de la loi sur les allocations familiales,
donnant, à l’avenir, le droit aux personnes non salariées (indépendantes) de recevoir
des allocations pour enfants.
– Le PDC a revendiqué à l’aide d’une initiative populaire l’exonération d’impôts pour les
allocations pour enfants et les allocations de formation professionnelle.
– Les Chambres fédérales ont approuvé la nouvelle réglementation concernant le nom
et droit de cite des époux.
– La révision totale de la loi sur les activités de jeunesse a été approuvée par les deux
chambres.

Enseignement et recherche:
– Le Conseil fédéral a annoncé le regroupement pour 2013 du Secrétariat d’Etat à
l’éducation et à la recherche (SER) ainsi que de l’Office fédéral de la formation
professionnelle et de la technologie (OFFT) dans un département de l’éducation au sein
du DFE (qui prendra le nom de Département pour l’économie, l’éducation et la
recherche, DEFR).
– Le gouvernement a adopté les messages relatifs à la loi fédérale sur l'imposition des
frais de formation et de perfectionnement à des fins professionnelles ainsi que la loi
sur l’encouragement de la recherche et de l’innovation.
– La loi sur la formation continue a été envoyée en consultation.
– Les Chambres ont commencé la discussion par article sur la loi fédérale sur
l'imposition des frais de formation et de perfectionnement à des fins professionnelles
et ont envoyé l’initiative populaire «jeunesse et musique» en processus d’élimination
des divergences.
– Les Chambres ont adopté le message FRI pour l’année 2012 et la loi fédérale sur
l’encouragement des hautes écoles et la coordination dans le domaine suisse des
hautes-écoles (LEHE).

Culture, langues, églises:
– Le parlement a adopté le message culture 2013−2015 ainsi que la loi sur la
règlementation du prix du livre.
– Lucerne et Schwyz se sont livrés une querelle en question de politique culturelle et
d’éducation.
– L’Office fédéral de la culture a élaboré un inventaire de 167 traditions vivantes et
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dignes d’être protégées.
– Des questions politico-religieuses ont intensifié le discours sur la position,
l’importance et la priorité des droits de l’Homme et des libertés fondamentales au sein
de l’Etat démocratique et séculaire.

Médias:
– L’Office fédéral de la communication a présenté six études sur la situation des médias
en Suisse.
– Il a été démontré que les médias, dû à la concentration de la presse, n’assument plus
que de façon restreinte leur rôle démocratique concernant la formation de l’opinion.
– Les médias ont profité de la reprise économique générale.
– Les tirages de journaux gratuits ont fortement augmenté.
– Les maisons d’édition ont critiqué la concurrence croissante de la SSR pour son
activité publicitaire sur Internet.
– Selon une étude, l’aide à la presse effectuée jusqu’à présent, n’a pas apporté la
stabilisation souhaitée de la situation économique concernant la vente de presse par
abonnements.
– Le Parlement s’est prononcé pour un nouveau système de perception de la redevance
radio et télévision, mais a toutefois rejeté différentes offensives politiques à l’encontre
de Billag.
– 86.8 pourcent des ménages suisses disposaient dans l’année sous revue d’un accès
Internet.
– Le potentiel de modification de la structure d’Internet dans le paysage médiatique
(pôle audiovisuel) ainsi que la régulation des médias électroniques ont été des thèmes
importants dans l’année sous revue.

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Dass der Nachfolger Schmids nicht aus der mit Eveline Widmer-Schlumpf bereits in der
Regierung vertretenen kleinen BDP kommen würde, war klar. An sich sprach für die
Vertreter von SP, FDP und CVP nichts dagegen, die SVP als stärkste Partei wieder in den
Bundesrat aufzunehmen. Noch bevor Schmid seinen Rücktritt bekannt gab, machte sich
allerdings der SVP-Präsident Brunner (SG) bereits für eine Kandidatur von alt Bundesrat
Christoph Blocher stark. Nur dieser sei fähig, das VBS wieder in „Ordnung“ zu bringen.
Der Plan der SVP-Parteileitung, Blocher als einzigen Kandidaten zu nominieren, stiess
aber in der dafür zuständigen SVP-Fraktion auf Widerstand. Diese sprach sich zwar für
eine Rückkehr in die Regierung aus, lehnte es aber knapp ab, sich auf Blocher als
einzigen Kandidaten festzulegen. Die Medien waren sich einig, dass Blocher im
Parlament keine echten Wahlchancen hatte und bezeichneten die SVP-Nationalräte
Amstutz (BE), Baader (BL), Maurer (ZH) und Zuppiger (ZH) als aussichtsreichste
Kandidaten. Obwohl FDP, CVP und SP mehrfach erklärt hatten, dass ihre Parlamentarier
Blocher nicht wählen würden, nominierte ihn der Vorstand der SVP des Kantons Zürich
mit 47 zu 1 Stimme zuhanden der Fraktion als Kandidat. Die Delegiertenversammlung
der Zürcher SVP bestätigte diesen Beschluss mit einem weniger deutlichen
Stimmenverhältnis (264 zu 45). Weitere von ihren Kantonalparteien an die Fraktion
gemeldete Kandidaten waren die Nationalräte Amstutz und Aebi (beide BE), Schwander
(SZ), Hurter (SH) und Baader (BL), Ständerat Germann (SH) und Regierungsrat Mermoud
(VD); zudem nominierten die SVP-Frauen die Zürcher Regierungsrätin Fuhrer und die
SVP-Bezirkspartei Hinwil (ZH) Nationalrat Zuppiger (ZH). Der Bauernverbandspräsident
und Nationalrat Hansjörg Walter (TG), der dem gemässigten Flügel der SVP angehört,
war ebenfalls im Gespräch gewesen, wurde aber von seiner Kantonalpartei nicht als
Kandidat ins Rennen geschickt.

Der Fraktionsvorstand der SVP empfahl ein Zweierticket mit Blocher, ohne einen
zweiten Namen zu nennen. Die Fraktion selbst hielt sich an diesen Vorschlag und stellte
neben Blocher den Zürcher Nationalrat Ueli Maurer auf, der bis Ende Februar
Parteipräsident gewesen war. Im Vorfeld der Wahlen zeigte sich, dass nicht nur die
Linke, sondern auch wichtige Exponenten der CVP und zudem einige Freisinnige sich
ebenso wenig für Maurer erwärmen konnten wie für Blocher. SVP-Präsident Brunner
rief ihnen – und auch den eigenen Parteiangehörigen – kurz vor der Wahl noch einmal
in Erinnerung, dass gemäss den neuen SVP-Statuten jeder automatisch aus der Partei
ausgeschlossen würde, der als nicht offizieller Kandidat die Wahl zum Bundesrat
annehmen würde. 1

ANDERES
DATUM: 08.12.2008
HANS HIRTER
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Am 10. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung den Nachfolger von
Samuel Schmid. Die SVP schlug Christoph Blocher und Ueli Maurer vor, die Fraktionen
FDP/LP sowie CVP/EVP/GLP (letztere allerdings nur mit einer äusserst knappen
Mehrheit) empfahlen Maurer. Die Grünen präsentierten mit Luc Recordon (VD) einen
eigenen Kandidaten. Die SP erklärte, dass sie, wie auch die anderen Regierungsparteien
für die Reintegration der SVP in den Bundesrat sei, aber nicht für Maurer stimmen
würde. Noch vor dem ersten Wahlgang erklärte Nationalrat Hansjörg Walter (svp, TG),
der wusste, dass er von der Linken und einem Teil der CVP viele Stimmen erhalten
würde, dass er eine allfällige Wahl ablehnen würde. Trotzdem erhielt er im ersten
Wahlgang mit 109 die weitaus höchste Stimmenzahl; Maurer kam auf 67, Blocher auf 54
Stimmen und weitere 11 entfielen auf diverse Kandidaten. Für den zweiten Wahlgang
erklärte SVP-Fraktionschef Baader (BL) den Rückzug von Blocher zugunsten von Maurer.
Mit 121 Stimmen blieb aber Walter an der Spitze vor Maurer mit 119 und verfehlte das
absolute Mehr von 122 nur um eine einzige Stimme. Im dritten Wahlgang steigerte sich
Maurer auf 122 Stimmen und erreichte damit genau das absolute Mehr; Walter blieb bei
121. Der 57-jährige Ueli Maurer nahm die Wahl an und erklärte sich erleichtert, dass die
SVP wieder in der Regierung vertreten sei. Er übernahm – da kein amtierender
Bundesrat Veränderungswünsche hatte – auf den 1. Januar 2009 das VBS.

Die SVP war mit der Wahl ihres ehemaligen Parteipräsidenten in die Landesregierung
sehr zufrieden. Sie betonte zwar, dass sie so rasch wie möglich auch den ihr –
gemessen an ihrer Wählerstärke – zustehenden zweiten Sitz wieder zurückhaben wolle.
Die Konkordanz war aber in ihren Augen soweit wieder hergestellt, dass sie ankündigte,
an den zukünftigen Treffen zwischen den Spitzen der Bundesratsparteien und der
Landesregierung (so genannte Von-Wattenwyl-Gespräche) wieder teilnehmen zu
wollen. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2008
HANS HIRTER

Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.

ANDERES
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 3

Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakulär, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hätte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als „Ruhe nach dem Sturm“ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als „langweilig“, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstünde. In den
Fraktionserklärungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben „keine Konkordanz darüber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet“. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesrätinnen und
Bundesräte bereits im ersten Wahlgang bestätigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestätigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewählt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjörg Walter und 41 Stimmen auf Jean-François Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewählt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjörg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter – der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-François Rime (Verschiedene:
14) – keine Erklärung der SVP. Fraktionspräsident Baader ergriff erst vor dem fünften
Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe
und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-François Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestätigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestätigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-François Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestätigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundespräsidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemäss zum Vizepräsidenten gewählt
wurde.

Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
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Zeitpunkt des Rücktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Ständeratswahlen hätten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem hätte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig überzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Köpfe bei den Ständeratswahlen, die (zu) späte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hätten der
erfolgsverwöhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjüngster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewürdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stämpfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jünger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder für Stabilität im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Für ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststätte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. 4

Parlamentsmandat

Gleich fünf neue Ratsmitglieder wurden zu Beginn der Wintersession 2017 neu
vereidigt. Diana Gutjahr (svp, TG), Jahrgang 1984, ersetzt Hansjörg Walter (svp, TG).
Walter trat nach 18 Jahren als Nationalrat zurück. Der ehemalige Bauernverbands- und
Nationalratspräsident wird als zweimaliger Bundesratskandidat in Erinnerung bleiben.
2008 war er, von Links-Grün sowie Teilen der FDP und der CVP als Sprengkandidat
gesetzt, um lediglich eine Stimme Ueli Maurer unterlegen. 2011 wurde er, nachdem der
eigentlich nominierte Bruno Zuppiger (svp, ZH) wegen Verdachts auf Veruntreuung
nicht mehr antreten konnte, von seiner eigenen Partei nominiert, unterlag aber der
amtierenden Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf. Seine Nachfolgerin ist
Vizepräsidentin des Thurgauer Gewerbeverbandes. Die „Strahlefrau der Thurgauer SVP”
(NZZ) gilt als Zögling des ehemaligen Nationalrats Peter Spuhler. 
Mit Hansjörg Brunner (fdp, TG) rutschte gleich auch der Präsident des Thurgauer
Gewerbeverbandes nach. Der 51-jährige Inhaber einer Druckerei nimmt den Platz von
Hermann Hess (fdp, TG) ein, der nach lediglich zwei Jahren und ohne einen Vorstoss
lanciert zu haben, wieder von der nationalen Politikbühne abtritt. 
Dem Rücktritt von Jonas Fricker (gp, AG), der durch die 30-jährige
Islamwissenschafterin Irène Kälin (gp, AG) ersetzt wird, ging ein – je nach medialer
Lesart – „Eklat” (Aargauer Zeitung), ein „Schock” und „Skandal” (Blick) oder lediglich eine
„verbale Entgleisung” (Tagesanzeiger) voraus. Fricker hatte in einem Votum zur Fair-
Food-Initiative einen Schweinetransport mit der Deportation von Juden verglichen. Er
habe bei einem Dokumentarfilm über den Transport von Schweinen unweigerlich an die
Massendeportationen nach Auschwitz aus dem Film „Schindlers Liste” denken müssen.
Fricker wörtlich: „Die Menschen, die dort deportiert wurden, die hatten eine kleine
Chance zu überleben. Die Schweine, die fahren in den sicheren Tod.” Allerdings
entschuldigte sich der Aargauer Grüne noch während der Debatte für seine Aussage
und bat anschliessend auch den Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund um
Verzeihung. Dieser akzeptierte die Entschuldigung zwar, die Spitze der grünen Partei
distanzierte sich allerdings von Frickers Vergleich, der „inakzeptabel” sei – so Balthasar
Glättli (gp, ZH) im Blick. Besonders hart ins Gericht mit Fricker ging ebendiese
Boulevardzeitung, die – sekundiert von alt-Nationalrat Josef Lang – relativ rasch den
Rücktritt Frickers forderte. Eine Forderung, der Fricker schliesslich zwei Tage nach
seiner Aussage nachkam. Er trete zurück, weil es für ihn das stärkste Zeichen sei, das er
setzen könne. Der Rücktritt wurde allerdings unterschiedlich interpretiert. Während
der „Blick” ihn als Grösse feierte, hinterfragten der Tagesanzeiger und die NZZ, ob
dieser Rücktritt wirklich nötig gewesen sei. Schliesslich sei Fricker von der Aargauer
Bevölkerung gewählt worden. Irène Kälin, seine Nachfolgerin und „neckischerweise mit
einem bekannten Ringier-Mann liiert” (NZZ, 4.10.), politisiere pointierter links als
Fricker. Der Abgang sei deshalb fragwürdig. 
Auch in der EVP kam es zu einem Personalwechsel. Niklaus-Samuel Gugger (evp, ZH)
rutschte für Maja Ingold (evp, ZH) nach, die seit 2010 im Nationalrat sass und damals, als
Nachfolgerin von Ruedi Aeschbacher, die erste Frau der EVP auf nationaler Ebene war.
Ingold – die aus Altersgründen zurücktreten wollte –, wie auch Gugger, stammen aus
Winterthur. Gugger ist der erste Nationalrat mit indischen Wurzeln. Seine Eltern waren
Entwicklungshelfer und adoptierten ihn als Baby in Indien. 
Rocco Cattaneo (fdp, TI) rutschte für den in den Bundesrat gewählten Ignazio Cassis
nach. Der 59-jährige ehemalige Veloprofi und Unternehmer machte gleich auf sich
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aufmerksam, weil er mit dem Velo bereits am Freitag aus dem Tessin an die Session fuhr
– von Bironico am Monte Ceneri über den Gotthard nach Bern; also rund 250 Kilometer
mit einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 30 km/h, wie der Neo-Nationalrat betonte.
Er verstehe seine Tour auch als Plädoyer für sichere Velowege – ein Vorgeschmack auf
die Debatte um die Velo-Initiaitive, in deren Komitee Cattaneo sitzt. 
Die fünf Neuen – bei Halbzeit der 50. Legislatur waren bisher 10 Mutationen zu
verzeichnen – wurden vereidigt (Brunner, Cattaneo und Gugger) bzw. legten das
Gelübde ab (Gutjahr und Kälin). 5

Parlamentsorganisation

In der Sommersession überwies der Ständerat ein Postulat Berset (sp, FR) mit dem der
sozialdemokratische Parlamentarier eine Übersetzung der Ständeratsdebatten im
Internet in drei Landessprachen anregte, wie dies bei Nationalratsdebatten bereits der
Fall ist. Es wurde darauf hingewiesen, dass das Internet für die Bevölkerung im In- und
Ausland eine wichtige Quelle für die Verfolgung politischer Geschäfte darstellt. 6
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Das im Oktober neu gewählte Parlament konstituierte sich am 5. Dezember. 117
Nationalrätinnen und Nationalräte wurden vereidigt und 83 legten das Gelübde ab
(11.065). Hansjörg Walter (svp, TG) wurde mit 185 von 192 gültigen Stimmen zum
Nationalratspräsidenten gewählt. Als Vizepräsidentin bestimmte der Rat mit 179 von 190
gültigen Stimmen Maya Graf (gp, BL), die somit aller Voraussicht nach 2013 erste grüne
Nationalratspräsidentin werden wird (11.219). Im Ständerat wurden zehn neue
Ratsmitglieder vereidigt und zwei neue legten das Gelübde ab. Für zwei Ständeräte
wurden Unvereinbarkeiten festgestellt. Ständerat Eder (fdp, ZG) musste sein Mandat im
Stiftungsrat der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz niederlegen und Ständerat
Lombardi (cvp, TI) hatte sein Mandat in der Stiftung Mediapulse abzugeben (11.066). Zum
neuen Ständeratspräsident wurde Hans Altherr (fdp, AR) mit 41 von 41 gültigen Stimmen
gewählt. Filippo Lombardi vereinigte als Vizepräsident 36 der 37 gültigen Stimmen auf
sich (11.218). 7
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Im Berichtjahr präsidierte Hansjörg Walter (svp, TG) den Nationalrat. In der
Wintersession 2012 wurde Vizepräsidentin Maya Graf (gp, BL) als erste grüne
Nationalrätin mit 173 von 183 gültigen Stimmen zur Präsidentin für das Jahr 2013
gewählt – dem fünftbesten Ergebnis in den letzten 50 Jahren. Zum neuen ersten
Vizepräsident in der grossen Kammer wurde Ruedi Lustenberger (cvp, LU) und zum
zweiten Vizepräsident Stéphane Rossini (sp, VS) bestimmt (12.214). Im Ständerat löste
Vizepräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) für 2013 den amtierenden Präsidenten Hans
Altherr (fdp, AR) ab. Lombardi erhielt 39 der 39 gültigen Stimmen bei 6 leeren
Wahlzetteln, was für den Ständerat einen Negativrekord bedeutete. Hannes Germann
(svp, SH) und Claude Hêche (sp, JU) wurden zum ersten bzw. zweiten Vizepräsidenten
gewählt (12.213). 8
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Zweite Wahlgänge waren in den acht Kantonen Zürich, St. Gallen, Waadt, Neuenburg,
Tessin, Luzern, Wallis und Freiburg nötig. Die letzten Resultate standen Ende November
fest. In den Kantonen Luzern, Wallis und Freiburg erfolgten die zweiten Wahlgänge in
stiller Wahl, da sich die zurückliegenden Kandidaten zurückzogen. Gewählt wurden im
Wallis René Imoberdorf (cvp, neu), in Luzern Konrad Graber (cvp, neu) und in Freiburg
der Bisherige Alain Berset (sp). Im Kanton Neuenburg wurde im zweiten Wahlgang
neben Gisèle Ory (sp) Didier Burkhalter (fdp) gewählt, Pierre Bonhôte (sp) musste sein
Mandat abgeben. Im Kanton Waadt schaffte das linke Zweierticket Géraldine Savary (sp)
und Luc Recordon (gp) die Wahl in den Ständerat, Charles Favre (fdp) und Guy Parmelin
(svp) hatten das Nachsehen. Im Tessin gelang Franco Cavalli (sp) der Einzug in den
Ständerat nicht, Dick Marty (fdp) und Filippo Lombardi (cvp), der wiederholt wegen
Verkehrsdelikten mit der Justiz in Konflikt geraten war, wurden wiedergewählt. Im
Kanton St. Gallen verzichtete die SP-Kandidatin Kathrin Hilber für den zweiten
Wahlgang auf eine Kandidatur, um die Wiederwahl von Erika Forster (fdp) und Eugen
David (cvp) zu sichern. Diese Strategie ging auf, die SVP konnte sich mit ihrem
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Kandidaten Toni Brunner nicht durchsetzen. Im Kanton Zürich zog sich nach längerem
Hin und Her die SP-Kandidatin Chantal Galladé nach dem ersten Wahlgang zugunsten
von Verena Diener (glp) zurück. Da Diener im zweiten Wahlgang damit allein gegen den
SVP-Kandidaten Ueli Maurer antreten konnte, gelang ihr die Wahl in den Ständerat mit
einem Vorsprung von knapp 30'000 Stimmen. 9

Mit Jean-François Rime als Herausforderer versprach sich die SVP den Gewinn eines
Ständeratssitzes im Kanton Freiburg. Die beiden Bisherigen Alain Berset (sp) und Urs
Schwaller (cvp) traten allerdings beide wieder an und galten als schwierig zu schlagende
Schwergewichte. Deshalb wurde auch dem zweiten Herausforderer Ruedi Vonlanthen
(fdp) nur geringe Chancen eingeräumt. Die Aufgabe von Rime war es zudem, als
Aushängeschild der SVP auch für die Nationalratswahlen zu mobilisieren. Trotzdem
mussten die 20'558 Stimmen, die der spätere Bundesratskandidat der SVP erhielt, als
Enttäuschung gewertet werden. Sowohl Berset (46'295) als auch Schwaller (44'699)
erhielten mehr als doppelt so viele Stimmen und waren somit im ersten Wahlgang
gewählt. Vonlanthen konnte lediglich 7'685 Stimmen verbuchen. Damit kam es wie
erwartet und im Gegensatz zu 2007 nicht zu einem zweiten Umgang. 10
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Wie schon bei den letzten Nationalratswahlen erreichte die Zahl der Kandidierenden
im Kanton Thurgau ein neues Höchstmass. Die 123 Anwärter verteilten sich auf 22
verschiedene Listen, welche fast ausnahmslos von den etablierten Mutter- und
Jungparteien präsentiert wurden. Die hohe Zahl der Listen lässt sich dadurch erklären,
dass teilweise selbst kleine Parteien wie die GLP oder die EDU noch Speziallisten
einreichten (GLPKMU, EDU Gewerbe) und sogar die Jungfreisinnigen geteilt antraten (JF
Thurgau, JF Bodensee). Der Frauenanteil ging verglichen mit 2011 nochmals leicht
zurück von 35.3% auf 33.3%. Zu vergeben waren im Ostschweizer Kanton insgesamt
sechs Nationalratssitze.

Im Hinblick auf die Wahlen befanden sich insbesondere die beiden ökologischen
Parteien – die Grünen und die GLP – in einer schwierigen Situation. Der kantonale und
nationale Trend deutete für beide auf Verluste hin. Für die Grünen stellte sich die
Frage, ob sie wie 2011 mit den Sozialdemokraten eine Verbindung eingehen oder sich
gar mit der GLP zusammentun sollten. In ersterem Szenario wäre die Sicherung des
Mandats von SP-Nationalrätin Edith Graf-Litscher höchstwahrscheinlich gewesen, in
letzterem Szenario hätte jedoch ein potenzieller Sitzgewinn gewunken. Angesichts der
schlechten Prognosen sowohl für die Grünen selber als auch für die GLP wäre dies aber
mit einem hohen Risiko verbunden gewesen. Aus diesem Grund kam es im linken Lager
wiederum zum klassischen Schulterschluss zwischen GPS und SP.
In der Mitte verblieben die Grünliberalen zunächst alleine, da die anderen
Zentrumsparteien CVP, BDP und EVP bereits mit der FDP eine grosse Allianz
geschmiedet hatten. Rein rechnerisch war damit praktisch klar, dass die FDP ihren 2011
an die GLP verlorenen Sitz zurückholen würde. Ein Hauptgrund für den freisinnigen
Sitzverlust bei den letzten nationalen Wahlen war im Alleingang des Freisinns gefunden
worden. Die GLP entschied sich schliesslich doch noch, mit ihrem Nationalrat Thomas
Böhni der Mitte-Verbindung beizutreten, da ein potenzieller Sitzgewinn dieser Koalition
auf Kosten der SVP möglicherweise doch noch den GLP-Sitz retten konnte.
Wahrscheinlicher war jedoch, dass die CVP, die mit Christian Lohr einen ungefährdeten
Sitz zu verteidigen hatte, vom potenziellen Verlust des SVP-Mandat profitieren könnte. 
Die SVP ihrerseits schloss sich mit der EDU zusammen, nachdem letztere bei den
vorhergehenden Wahlen noch in der Mitteallianz vertreten gewesen war. Angesichts des
im nationalen Vergleichs hohen Wähleranteils der EDU (3.5%) und der knappen
Ausgangslage was die Sitzverteilung betrifft, erschien eine solche Verbindung für die
SVP einleuchtend. Nach dem Rücktritt von Peter Spuhler aus dem Nationalrat musste
die Thurgauer SVP erstmals wieder ohne ihre starke „Lokomotive“ in den Wahlkampf
ziehen. Dieser Umstand sorgte, neben den wahltaktischen Diskussionen, als beinahe
einziges Thema für Gesprächsstoff im Hinblick auf die Wahlen. Im August beklagte sich
Ex-Nationalrat Spuhler über die starke Fokussierung des nationalen SVP-Wahlkampfs
auf die Asylpolitik. Seines Erachtens hätte man sich vermehrt Wirtschafts- und
Gewerbethemen widmen sollen. Im Kanton selber sorgte die Entscheidung der
Thurgauer Industrie- und Handelskammer für Erstaunen, da sich diese für keines der
bisherigen Nationalratsmitglieder aussprach. Die amtierenden Nationalräte der SVP,
Hansjörg Walter, Markus Hausammann und die nachgerückte Verena Herzog figurierten
nicht auf der Liste der Empfehlungen der Industrie- und Handelskammer. 

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Am Wahltag zeigten sich im für stabile politische Verhältnisse bekannten Thurgau keine
grossen Veränderungen. Als Wahlsiegerin konnte sich die FDP feiern lassen, welche
nicht nur den grössten Gewinn verzeichnete (+1.8 Prozentpunkte, neu: 13%), sondern
auch wie erwartet den 2011 an die GLP verlorenen Sitz wieder zurückeroberte. Für die
Freisinnigen schaffte der Unternehmer Hermann Hess den Sprung nach Bern. Die
Grünliberalen mussten trotz Wählerzuwachs (+1.0 Prozentpunkte, neu: 6.2%) ihr
einziges Mandat abgeben, was für Thomas Böhni die Abwahl bedeutete. Die SVP legte
als zweite Wahlsiegerin überraschend um 1.2 Prozentpunkte zu (neu: 39.9%) und
verteidigte unterstützt von der EDU (3.5%, +0.1 Prozentpunkte) locker ihre drei Sitze.
Die CVP mit Christian Lohr verlor (-1.3 Prozentpunkte, neu: 13.1%) ebenso wie die BDP (-
1.2 Prozentpunkte, neu: 3.8%). Die SP sicherte sich mit den Grünen im Schlepptau den
Sitz von Edith Graf-Litscher ohne Probleme. Die Sozialdemokraten legten dabei um 1
Prozentpunkt zu (neu: 12.7%), während die Grünen wie erwartet Federn lassen mussten
(-1.6 Prozentpunkte, neu: 5.4%). Die Thurgauer Delegation sieht neu folgendermassen
aus: 3 SVP, 1 FDP, 1 CVP, 1 SP. Die Wahlbeteiligung war mit 46.6% fast so hoch wie 2011
(46.7%) und der Frauenanteil blieb unverändert bei einem Drittel. 11

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Au mois de mai, la Suisse a participé à l’Expo internationale de Yeosu en Corée du Sud.
Le pavillon Suisse a connu un beau succès en valorisant les montagnes et les réserves
d’eau suisses et particulièrement en exposant un morceau de glacier du Mont Rose. Le
président du Conseil national Hansjörg Walter (udc, TG) s’est aussi rendu sur place afin
de célébrer le jubilaire des relations entre la Corée du Sud et la Suisse. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.05.2012
EMILIA PASQUIER

Beziehungen zur EU

Au mois de février, le peuple a approuvé par 59,6% des voix la reconduction de
l’accord sur la libre circulation des personnes Suisse-UE et sur son extension aux
nouveaux membres de l’UE, la Bulgarie et la Roumanie. La participation a été
supérieure à la moyenne avec un taux de 51%, comme c’est habituellement le cas lors
de votations sur la politique étrangère. Pour l’essentiel, l’accord sur la libre circulation
permet aux travailleurs de l’espace Schengen de pouvoir chercher et accepter sans
restriction un emploi dans les autres Etats. Il a été approuvé par le peuple en 2000 et
était valable jusqu’à l’année sous revue. En 2008, le parlement a adopté un arrêté
comportant l’extension aux nouveaux membres (Roumanie et Bulgarie) et la
reconduction définitive de l’accord sur la libre circulation. Le référendum a été lancé
par la Lega dei Ticinesi et les Démocrates suisses. Ces derniers ont été rejoints pendant
la campagne par les jeunes UDC, puis par l’UDC.

La campagne a été très intense mais très courte (huit semaines), de multiples comités
et sous-comités autonomes se sont créés et de nombreuses personnalités se sont
fortement engagées, tel Joseph Deiss qui est sorti de la retenue traditionnelle des
anciens conseillers fédéraux et a adhéré au camp du oui. Seuls les DS, la Lega, l’UDC,
l’UDF, le PdT et l’ASIN ont recommandé de rejeter cet accord. Tous les autres partis, les
associations patronales et les syndicats ont recommandé son approbation. Plus
particulièrement, la campagne a vu l’UDC se déchirer entre les représentants de
l’économie et la majorité de ses délégués. Plus du tiers du groupe parlementaire s’est
ainsi opposé à la direction du parti qui prônait le refus de l’accord et de multiples
initiatives contradictoires sont sorties de ses rangs. Le président de l’Union suisse des
paysans Hansjörg Walter (udc, TG) et l’entrepreneur Peter Spuhler (udc, TG) ont
fortement milité pour le oui. Après s’être opposé au référendum, Christoph Blocher,
vice-président de l’UDC, a créé son propre comité des arts et des métiers pour faire
campagne contre l’accord et pour tenter de court-circuiter les milieux économiques.
La campagne a été particulièrement virulente avec l’attaque frontale de Micheline
Calmy-Rey par l’ASIN, l’exercice de pressions sur la section cantonale thurgovienne de
l’UDC et d’une campagne de désinformation sur internet. Parallèlement, l’ambassadeur
de l’UE à Berne a déclaré que les 27 ne pouvaient pas présenter de meilleure variante
d’accord en cas de refus de la population suisse, et des fonctionnaires européens ont
prédit des conséquences négatives pour la Suisse en cas de rejet.

La grande partie des opposants a estimé que l’accord aurait pour conséquences un

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.02.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER
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pillage des institutions sociales par les immigrants sans travail profitant d’un système
social attractif, une aggravation de la criminalité étrangère par une immigration massive
et une augmentation du chômage. Certains d’entre eux ont également considéré que la
votation était antidémocratique car elle ne permettait pas de se prononcer sur les deux
volets de l’arrêté fédéral de manière distincte. Ils affirmaient encore qu’un rejet de
l’accord n’entraînerait pas l’activation automatique de la clause guillotine (dénonciation
de l’ensemble des accords des bilatérales I si l’un des accords est dénoncé), que le
parlement pouvait reconduire l’accord sur la libre circulation tout en excluant son
extension et que le Conseil fédéral avait la possibilité de relancer des négociations avec
l’UE ce concernant. Ainsi, ils s’opposaient essentiellement à l’extension à la Roumanie
et à la Bulgarie et non pas à la reconduction de l’accord en soi. D’autres opposants
issus des milieux de gauche ont jugés que l’accord entraînerait un effet de dumping
salarial malgré les mesures d’accompagnement. Ils ont effectivement considéré la libre
circulation comme synonyme de libre exploitation des personnes au vu des restrictions
à l’application des conventions collectives émises par la Cour européenne de justice.
Un comité ouvrier, essentiellement romand, a ainsi été créé pour recommander le non.
Certains pro-européens s’opposaient finalement à la continuation de la voie bilatérale
afin de pousser à une vraie adhésion.

Les partisans ont eux estimé qu’un refus de cet accord entraînerait la dénonciation des
accords bilatéraux avec l’UE en raison de l’automaticité de l’application de la clause
guillotine. Ils ont jugé que l’abrogation des bilatérales I créerait une incertitude
présentant un danger pour les salaires et les places de travail, l’UE étant le plus grand
partenaire commercial de la Suisse, et mettrait ainsi le pays en position de faiblesse
pour de nouvelles négociations, les nouveaux arrivants dans l’UE n’étant pas aussi bien
disposés envers la Confédération que ne l’était le noyau originel. Les partisans se sont
présentés en ordre dispersé. Plus particulièrement, les milieux économiques ont insisté
sur les avantages dont la Suisse avait bénéficié avec la libéralisation du marché du
travail et l’accès privilégié aux marchés européens, ainsi que sur les dangers d’une
abrogation des bilatérales I pour l’économie d’exportation. Les milieux de gauche ont
considéré que les accords bilatéraux avaient permis la mise en place de mesures
d’accompagnement qui protégeaient efficacement les travailleurs en étendant les
mesures de contrôle et l’application des conventions collectives nationales de travail
(CCNT).

Le 8 février, le peuple a aisément accepté par près de 60% des voix la reconduction et
l’extension de la libre circulation. Tous les cantons l’ont accepté sauf le Tessin,
Schaffhouse, Appenzell Rhodes-Intérieures et Glaris. D’autre part, l’acceptation a été
plus forte en Suisse romande et dans les villes.

Votation du 8 février 2009

Participation : 51%
Oui : 1 517 132 (59,6%)
Non : 1 027 899 (40,4%)

Mots d’ordre : 
– Oui : PS, PLR, PDC, PE, PEL, PEV (2*), PBD, PCS ; Economiesuisse, USP, USAM, USS,
UCAPS, UPS.
– Non : UDC (1*), PdT, DS, Lega, UDF, PDL ; ASIN.
* Recommandation différente des partis cantonaux. 13
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Landesverteidigung

Militärorganisation

Malgré les vives oppositions rencontrées, la CPS-CN s’est prononcée en faveur du
nouveau concept de stationnement de l’armée. La commission, consciente du fait que
de nombreux emplois disparaîtraient avec la mise en œuvre de ce dernier (2500
emplois d’ici 2010), a cependant déclaré que cela était le prix à payer pour le maintien
d’une armée performante. De leur côté, les conseillers aux Etats Hermann Bürgi (udc,
TG) et Philipp Stähelin (pdc, TG), de même que les conseillers nationaux thurgoviens
UDC Alexander Baumann, Peter Spuhler et Hansjörg Walter, se sont mobilisés en faveur
du maintien de la place d’armes de Frauenfeld (TG). Plus de 15'000 personnes ont signé
une pétition contre cette fermeture. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.04.2005
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im März 2016 sprach sich auch der Nationalrat dafür aus, die Wirkung des Cassis-de-
Dijon-Prinzips mit neuen Regelungen im Bereich der Vertriebsverträge zu verbessern.
Im Vergleich zur kleinen Kammer, die eine entsprechende Motion Hess (fdp, OW) klar
angenommen hatte, fiel das Resultat im Nationalrat mit 93 zu 82 Stimmen knapper aus.
Dies hatte sich bereits in der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und Abgaben
(WAK-NR) so abgezeichnet, hatte sich die Kommission doch erst nach dem
Stichentscheid von Präsidentin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) für die Annahme des
Vorstosses ausgesprochen. In der Debatte verwies die Kommissionsminderheit in
Person von Nationalrat Walter (svp, TG) darauf, dass unklar sei, ob in diesem Bereich
überhaupt Handlungsbedarf bestehe. Der Wettbewerbskommission (WEKO) seien
bisher noch keine Fälle gemeldet worden, in denen Vertriebspartnern vom Hersteller
verboten worden sei, im EWR gekaufte Produkte in der Schweiz installieren oder warten
zu dürfen. Der Bundesrat, der die Motion ablehnte, sprach seinerseits von einem
"erheblichen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit", der verschiedene schwerwiegende
Nebenwirkungen mit sich bringen würde. Der von einem alt-Ständerat der FDP lancierte
Vorstoss wurde am Ende von einer Koalition aus Mitte- und Linksparteien
angenommen. 15

MOTION
DATUM: 17.03.2016
DAVID ZUMBACH

Landwirtschaft

Landwirtschaft

Le Conseil national n'a pas donné suite à l'initiative parlementaire Schibli (udc, ZH) qui
demandait à revoir le système des paiements directs. Alors qu'une proposition de
minorité s'était dessinée au sein de la CER-CN, celle-ci a été retirée par Hansjörg
Walter (udc,TG), abrégeant tout débat au Conseil national. La majorité de la CER-CN
était, elle, de l'avis qu'il était trop tôt pour modifier le fonctionnement des paiements
directs, mis en place seulement une année auparavant. De plus, les premiers chiffres
montraient plutôt une augmentation des rendements agricoles, allant donc à l'opposé
des suppositions avancées par Ernst Schibli. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2015
KAREL ZIEHLI
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Agrarpolitik

Manfred Bötsch a succédé à Hans Burger à la tête de l’OFAG. Sous-directeur de cet
office depuis 1997, Thurgovien et membre de l’UDC, il a vu sa candidature fortement
soutenue par Pascal Couchepin et sa nomination n’a pas constitué une grande surprise
dans les milieux agricoles. L’UDC a réalisé un doublé de poids : le Thurgovien Hansjörg
Walter a pris la place de Marcel Sandoz (prd, VD), après huit années à la présidence de
l’USP. Le paysan bio zougois Peter Hegglin a été réélu à la vice-présidence, poste qu’il
partagera avec John Dupraz, agriculteur à Genève et parlementaire radical. 17

ANDERES
DATUM: 17.11.2000
FRANÇOIS BARRAS

L’interdiction de l’utilisation d’OGM dans l’agriculture a finalement été rejetée par la
chambre du peuple lors de la session d’été, comme recommandé par la commission.
Une minorité emmenée par le démocrate du centre thurgovien Hansjörg Walter, par
ailleurs président de l’Union suisse des paysans, a milité pour son maintien. Par 77 voix
contre 70 (quatre abstentions), les députés sont revenus sur leur décision prise lors de
la première lecture en mai. En matière de contingentement laitier, le Conseil national a
suivi le Conseil des Etats mais sans privilégier les régions de montagne. Les
parlementaires se sont également logiquement ralliés aux conseillers aux Etats et ont
supprimé les parts de contingents tarifaires pour le beurre. Cette disposition,
étroitement liée au système de contingentement laitier, était dès lors appelée à
disparaître. Les importations de viande ont été réglementées selon les souhaits du
Conseil fédéral et de la majorité de la commission. Par souci de transparence, le
système des enchères a été retenu. Une minorité, emmenée par le démocrate du
centre Hansjörg Walter (TG), a tenté, sans succès, d’obtenir du gouvernement
l’assurance que les grands distributeurs ne monopoliseraient pas les contingents
d’importation au détriment des boucheries artisanales. Joseph Deiss a pris l’exemple
des enchères de contingents de spécialités de viande (jambon de Parme entre autres),
où la crainte de la prise de contrôle du marché par les grands distributeurs ne s’était
pas réalisée. La différence concernant les Indications Géographiques Protégées a été
éliminée. Le Conseil national a accepté la solution du Conseil des Etats qui n’oblige pas
que les produits obtenant une telle protection ne soient fabriqués à partir de matières
premières suisses. La viande des Grisons pourra ainsi toujours être produite à base de
viande de bœuf argentin. Le plafonnement du revenu et de la fortune pour l’attribution
de paiements directs a été maintenu, sans que soit admise la proposition du Conseil
des Etats de traiter différemment les exploitants mariés. Contre l’avis de sa
commission, le plénum a suivi la minorité Eberhard (pdc, SZ) demandant une aide
financière supplémentaire pour la culture d’arbres fruitiers à hautes tiges. Le montant
n’a toutefois pas passé l’écueil du vote sur le frein aux dépenses, le quorum n’ayant pas
été atteint. La chambre basse a par ailleurs maintenu ses positions concernant
l’interdiction de l’importation de produits issus de modes de production non
autorisés en Suisse. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2003
ROMAIN CLIVAZ

Le Conseil fédéral a proposé de supprimer la charge maximale, introduite il y a 60 ans,
afin de lutter contre le surendettement des agriculteurs. Estimant que les agriculteurs
étaient aujourd’hui en mesure de déterminer eux-mêmes de combien de capitaux
extérieurs ils avaient besoin, la majorité de la commission s’est prononcée en faveur de
cette modification. Une minorité emmenée par Alain Berset (ps, FR) a proposé, de son
côté, de maintenir le droit en vigueur, puisqu’il permettait de garder le contrôle sur les
dettes contractées par les exploitants agricoles. Le Conseil des Etats s’est finalement
rallié à la majorité de la commission, et à la proposition du Conseil fédéral, par 19 voix
contre 14. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
ELIE BURGOS

Dans le cadre de l’examen de la loi fédérale sur le bail à ferme agricole, le Conseil des
Etats s’est montré divisé sur la question du contrôle du fermage par les autorités. La
majorité de la commission désirait, à l’instar du Conseil fédéral, retirer le fermage du
contrôle des autorités, estimant que les parties devaient être libre de fixer entre elles
l’affermage des terrains agricoles. Une minorité Alain Berset (ps, FR) a toutefois
proposé le maintien du contrôle du fermage par les autorités. Le député socialiste n’a
cependant pas été suivi par le plénum, qui s’est finalement rallié à la majorité de la
commission et à la proposition du gouvernement par 17 voix contre 14. En ce qui
concerne la loi fédérale sur les allocations familiales, les députés se sont prononcés à
l’unanimité en faveur des propositions de la commission et du Conseil fédéral. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
ELIE BURGOS
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La chambre du peuple s’est également écartée de la décision du Conseil des Etats
concernant la loi sur le bail à ferme agricole, et a suivi – par 121 voix contre 33 – la
minorité de sa commission emmenée par Hansjörg Walter (udc, TG) et soutenue par
l’UDC, les socialistes et les Verts, qui souhaitait que le contrôle du fermage par les
autorités pour les terrains individuels ne soit pas supprimé. Elle a toutefois approuvé
les décisions du Conseil des Etats pour ce qui est de la loi sur les allocations familiales
dans l’agriculture, la loi sur les denrées alimentaires et les objet usuels, et la loi sur les
épizooties. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
ELIE BURGOS

Au mois de février, le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la modification
de la loi sur I'agriculture. Ce message intervient dans le cadre des négociations
entamées fin 2008 avec l’UE au sujet d’un accord de libre-échange agroalimentaire
(ALEA) et dans le domaine de la santé publique. Dans la perspective d’un tel accord et
d’un éventuel aboutissement du cycle de Doha de l’OMC, il est prévu de constituer le
plus tôt possible une réserve inscrite au bilan du Compte d’Etat, destinée au
financement de mesures d’accompagnement (financement spécial). Le message
propose d’affecter les recettes douanières provenant des produits agricoles et des
denrées alimentaires importés au financement de mesures d’accompagnement, dont
l’affectation – limitée à huit ans – doit intervenir en 2009 déjà et se prolonger jusqu’à la
mise en oeuvre de l’ALEA et/ou d’un accord à l’OMC.
Au Conseil national, une faible majorité de la commission – composée en grande
majorité de députés UDC et de la gauche – a proposé de ne pas entrer en matière sur le
projet. L’UDC, estimait qu’en l’acceptant, le parlement se serait déjà engagé sur la voie
de la conclusion d’un accord de libre-échange avec l’UE. De son côté, le groupe
socialiste refusait majoritairement de signer un chèque en blanc en acceptant
l’inscription de cette réserve au bilan sans avoir d’informations précises sur l’accord
lui-même et sur ses mesures d’accompagnement. A l’opposé, une forte minorité de la
commission a plaidé pour l’entrée en matière, en faisant valoir que l’approbation de
cette réserve ne reviendrait pas à dire oui à l’accord lui-même. Selon son rapporteur,
Markus Zemp (pdc, AG), cette réserve ne représenterait qu’une précaution prise pour
parer au pire. Le président de l’USP, Hansjörg Walter (udc, TG), qui s’était prononcé en
commission en faveur de l’entrée en matière, contrairement à son groupe, a proposé
d’entrer en matière, puis de renvoyer le projet au Conseil fédéral avec mandat de
préciser les mesures d’accompagnement prévues. Enfin, le groupe des Verts
préconisait, quant à lui, dans l’hypothèse où l’entrée en matière serait votée, le renvoi
du projet au Conseil fédéral, en chargeant ce dernier de soumettre aux chambres un
message qui garantisse le financement d’une stratégie visant à la création de valeur
ajoutée en cas de conclusion d’un accord de libre-échange agricole avec l’UE ou
d’aboutissement du cycle de Doha à l’OMC. Suite à un long débat opposant dans les
grandes lignes partisans et les adversaires du libre-échange agricole, le Conseil national
a finalement refusé, par 111 voix contre 60, d’entrer en matière sur ce projet.
Au Conseil des Etats, la commission a proposé d’entrer en matière sur le projet. Au nom
de celle-ci, Simonetta Sommaruga (ps, BE) a signalé que, depuis la décision de non-
entrée en matière prise au Conseil national, plusieurs objections n’avaient plus lieu
d’être, certains points avaient été réglés entre-temps, et que les rapports des groupes
de travail sur les mesures d’accompagnement étaient désormais disponibles. Sur cette
base, les députés ont voté l’entrée en matière à l’unanimité. Lors de la discussion par
article, les députés ont rejeté une proposition Savary (ps, VD), qui visait à préciser dans
le texte de loi que les réserves au bilan seraient utilisées pour financer les mesures
d’accompagnement destinées à l’agriculture, ainsi qu’aux entreprises de premier
échelon de la transformation utilisant à titre prépondérant des matières premières
suisses. Au vote sur l’ensemble, les députés ont adopté le projet modifié par 28 voix
contre 4. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2009
ELIE BURGOS

En début d’année, l’Union suisse des paysans (USP) a considéré que la souveraineté
alimentaire helvétique est mise sous pression par la disparition d’un mètre carré par
seconde de terres cultivées, par l’augmentation de la population, par l’importation des
intrants nécessaires à l’agriculture et par la finitude des ressources naturelles comme
l’eau. Le président, Hansjörg Walter (udc, TG), estime essentiel que le taux d’auto-
approvisionnement d’un peu moins de 60% soit maintenu afin de garder le contrôle sur
la qualité de l’alimentation de la population et sur l’indépendance alimentaire
helvétique. L’USP a finalement souligné que la signature d’un accord de libre-échange
agricole avec l’UE oriente la production suisse vers quelques rares aliments ayant un
avantage comparatif, met en péril les exploitations agricoles et supprime

ANDERES
DATUM: 05.01.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER
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l’indépendance alimentaire. 23

Le conseiller national Hansjörg Knecht (udc, AG) estime que les paysans sont de plus en
plus incité à devenir des paysagistes, en lieu et place de leur fonction d'agriculteur
productiviste. Au travers de sa motion intitulée Halte aux projets de qualité du
paysage, ce membre argovien de l'UDC veut que la loi sur l'agriculture soit modifiée afin
d'accorder les moyens mis à disposition pour les projets de qualité du paysage à
l'agriculture productiviste uniquement. Il estime, en effet, que l'agriculture doit
conserver comme tâche principale cette fonction productiviste, alors qu'avec la loi
actuelle les agriculteurs sont forcés de recourir aux subventionnements liés aux projets
de qualité du paysage (ceux-ci représentant un revenu non-négligeable). Il demande, de
plus, à ce que les régulations non-nécessaires ainsi que les subventions liées à des
aspects trop esthétiques et trop complexes soient supprimés pour, à la place,
renforcer cette agriculture productiviste et entrepreneuriale qu'il appelle de ses
voeux.
Au nom du Conseil fédéral, Johann Schneider-Ammann, admet être surpris que cette
thématique des projets concernant la qualité du paysage ait pris autant d'ampleur dans
les discussions. Précisant que deux tiers des exploitations suisses ont signé un accord
d'exploitation de 8 ans relatif à ces incitations, le conseiller fédéral Schneider-Ammann
attend les résultats d'un rapport d'évaluation des contributions pour la qualité du
paysage, qu'il utilisera afin de déterminer comment développer ces outils à partir de
2022. C'est pour cette raison que le Conseil fédéral ne veut pas prendre de mesures
maintenant. Toutefois, Johann Schneider-Ammann a dévoilé les premières résultats
d'une évaluation portant sur les impacts de la politique agricole 2014-2017 et a fait
remarquer que le niveau de production ne s'est pas affaissé, comme redouté. Au
contraire, les agriculteurs suisses produisent plus que ce qui avait été projeté, même
avec l'introduction des contributions pour ces projets de qualité de paysage, qui,
comme rappelé par Hanjörg Walter (udc, TG) est un nouvel instrument de la politique
agricole.
Au final, le Conseil national accepte de justesse la motion Knecht par 93 voix contre 89
et 3 abstentions. La motion passe donc aux mains du Conseil des Etats. 24

MOTION
DATUM: 15.06.2017
KAREL ZIEHLI

Internationale Landwirtschaftspolitik

Le 1er août pourtant, la Suisse a accepté le compromis élaboré lors de la Conférence
de Genève (Cet accord donne un cadre aux discussions qui vont se poursuivre jusqu’à
la prochaine conférence ministérielle de l’OMC à Hongkong en décembre 2005). La
Suisse devra finalement abaisser ses tarifs douaniers, mais gardera la possibilité de
déterminer quels produits « sensibles » méritent une protection accrue. Le conseiller
fédéral Joseph Deiss, responsable du dossier au gouvernement, a estimé que le texte
adopté répondait aux intérêts de la Suisse. Selon lui, la Suisse savait qu’elle devrait
céder du terrain sur l’agriculture, mais l’a fait dans une mesure compatible avec le
rythme de réforme agricole. Quant à l’USP, elle a dénoncé cet accord par la voix de son
vice-président, le conseiller national genevois John Dupraz (rad), qui le considère
comme un « diktat des cinq grands exportateurs agricoles ». Le président de l’USP, le
conseiller national UDC Hansjörg Walter (TG) a, de son côté, tempéré la situation. Il a
déclaré que l’accord en question était très ouvert et que la Suisse pouvait poursuivre sa
politique agricole, tout en soulignant que cela ne signifiait pas la « fin de l’alerte ».
Fervente partisane de l’accord depuis le départ, economiesuisse a de son côté salué
celui-ci. 25

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.08.2004
ELIE BURGOS

Le Conseil national a adopté en fin d’année, sur proposition du gouvernement, un
postulat Walter (udc, TG) qui demandait à ce dernier d’analyser les conséquences
qu’auraient de nouveaux accords de libre-échange – notamment avec les Etats-Unis –
en rapport avec le dossier agricole du cycle de négociations de Doha de l’OMC. Le
député, président de l’USP, demandait également que soit examinée la compatibilité
d’un traité bilatéral avec les Etats-Unis qui toucherait les produits agricoles avec les
résultats du cycle de négociations en cours à l’OMC. 26

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
ELIE BURGOS
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Lebensmittel

L’Association suisse pour la promotion des AOC-IGP s’est dotée d’un nouveau
président, en la personne du conseiller aux Etats socialiste fribourgeois Alain Berset. 27

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.05.2008
ELIE BURGOS

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Ständerat Berset (sp, FR) beantragte in einem Postulat, dass nicht nur die Kosten für die
mit dem Beruf zusammenhängende Weiterbildung und Umschulung von den Steuern
abgezogen werden können, sondern auch die Ausbildungskosten. Aufgrund der
Erklärung des Bundesrates, die Verwaltung arbeite in Beantwortung eines
diesbezüglichen, im Vorjahr überwiesenen Vorstosses David (cvp, SG) bereits an einem
entsprechenden Bericht, zog Berset sein Begehren zurück. 28

POSTULAT
DATUM: 08.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Indirekte Steuern

Der Bundesrat hatte dem Parament im Juni 2008 eine Botschaft zur Reform des
Mehrwertsteuergesetzes vorgelegt. Diese Vorlage enthält zwei Teile: Teil A beinhaltet
den Entwurf eines totalrevidierten Mehrwertsteuergesetzes, das zahlreiche
Vereinfachungen vorsieht und generell anwendungsorientierter ist. Mit über 50
Einzelmassnahmen sollen die Unternehmen administrativ entlastet werden, die
geltenden Steuertarife werden jedoch beibehalten. Hier setzt Teil B der Reform an, der
alle Änderungsvorschläge des ersten Teils enthält, jedoch darüber hinaus einen
einheitlichen Mehrwertsteuersatz von 6,1% vorschlägt und weiter möglichst viele
Ausnahmen abschaffen will. Der Bundesrat strebte die Umsetzung sowohl der in Teil A
als auch der in Teil B enthaltenen Reformen an.

Die vorberatende Kommission des Nationalrates beschloss zuerst nur Eintreten auf den
Teil A der Reform und vertagte den Eintretensentscheid zu Teil B. Sie wollte damit eine
möglichst rasche Beschlussfassung bezüglich des Teils A gewährleisten. Der Nationalrat
hatte in der Folge über Eintreten auf Teil A der Vorlage zu befinden. Es lagen zwei
Anträge auf Rückweisung vor. Ein erster wollte den Bundesrat beauftragen nur eine
Teilrevision zu präsentieren und wurde von der SP, nicht aber von der grünen Fraktion
unterstützt. Er scheiterte im Parlament deutlich. Auch ein zweiter Rückweisungsantrag
von Nationalrat Zisyadis (al, VD), der eine komplette Neugestaltung der Mehrwertsteuer
verlangt hatte, wurde klar abgelehnt.

In der Detailberatung des Nationalrates war der Sondersatz für Hotellerieleistungen
umstritten. Der bundesrätliche Entwurf sah dessen Fortführung vor, die Ratslinke und
die Grünen bekämpften diesen Sondersatz. Mit 109 zu 57 Stimmen setzte sich die
bürgerliche Ratsmehrheit und Bundesrat Hans-Rudolf Merz durch. In der Frage des
Verzichts auf die Befreiung von der Steuerpflicht, eine Regelung, die vor allem bei
neugegründeten Firmen angewendet wird und diesen Anspruch auf den Vorsteuerabzug
gibt, entschied der Rat nach Vorgabe seiner Kommissionsmehrheit, aber gegen den
Bundesrat und die Ratslinke. Er setzte dabei insbesondere durch, dass der Verzicht
rückwirkend auf bis zu drei zusammenhängende Steuerperioden ermöglicht werden
soll. Die Kommission setzte sich mit ihrem Vorschlag auch bei der Erhöhung der
unteren Umsatzgrenze für die Steuerpflicht von gemeinnützigen Institutionen, Sport-
und Kulturverbänden von 100'000 auf 300'000 Fr. pro Jahr durch. Dieser Vorschlag
wurde diskussionslos angenommen. Mehr zu reden gab die von der Kommission
vorgeschlagene Verkürzung der Verjährungsfrist, also jener Frist, innerhalb derer die
Steuerverwaltung eine Steuerforderung stellen kann. Die Kommission hatte entgegen
dem Entwurf des Bundesrates eine Verkürzung dieser Frist von fünf auf drei Jahre
gefordert. Eine links-grüne Minderheit sowie Bundesrat Merz argumentierten, dass eine
solche Verkürzung nicht nur zu Steuerausfällen sondern auch zu administrativem
Mehraufwand führen werde. Dennoch setzte sich die Kommissionsmehrheit, wenn auch
relativ knapp, mit 81 zu 72 Stimmen durch. Eine vorwiegend aus SVP-Vertretern
zusammengesetzte Minderheit wollte den Entwurf dahingehend ändern, für
Mehrwertsteuerberater, Steuerexperten oder Treuhändler eine Art Berufsgeheimnis
einzuführen und sie somit nicht der Auskunfts- und Offenlegungspflicht zu
unterstellen. Dieser Antrag setzte sich gegen die Kommissionsmehrheit knapp mit 87 zu
86 Stimmen durch, dafür hatte neben der SVP- auch die FDP-Fraktion gestimmt. Die
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Vorlage wurde in der Gesamtabstimmung mit 110 zu 59 Stimmen angenommen, die
Ratslinke hatte geschlossen dagegen, die bürgerlichen Fraktionen ebenso geschlossen
dafür votiert.

Im Ständerat war die vom Nationalrat vorgenommene Erhöhung der Umsatzgrenze für
die Steuerpflicht von gemeinnützigen Institutionen, Sport- und Kulturverbänden ein
erster wichtiger Diskussionspunkt. Die Kommission schlug vor, dem bundesrätlichen
Entwurf zu folgen und die Grenze auf 100'000 Fr. zu senken. Felix Gutzwiller (fdp, ZH)
argumentierte für eine Beibehaltung der aktuell gültigen Grenze von 150'000 Fr. Der Rat
entschied nur mit Stichentscheid seines Präsidenten Berset (sp, FR) mit 23 zu 22 für
den Kommissionsvorschlag und damit in Abweichung der Fassung des Nationalrates.
Auch im Unterschied zum Nationalrat hielt die kleine Kammer an der vom Bundesrat
vorgeschlagenen fünfjährigen Verjährungsfrist fest und wollte diese nicht auf drei Jahre
reduzieren. Weiter setzte der Ständerat geänderte Bestimmungen zum Strafrecht der
Mehrwertsteuer durch und strich das vom Nationalrat neu eingeführte
Auskunftsverweigerungsrecht für Steuerberater wieder. Dies vor allem weil die
Berufsbezeichnung Steuerberater nicht geschützt ist und somit die Umsetzung dieses
Artikels unklar bleiben würde. Unbestritten war im Ständerat auch die Fortführung des
Sondersatzes der Mehrwertsteuer auf Hotellerieleistungen. In der Gesamtabstimmung
wurde das Gesetz einstimmig bei 4 Enthaltungen angenommen.

Im Differenzbereinigungsverfahren passierte im Nationalrat ein von der WAK-NR
ausgearbeiteter Kompromiss, die Umsatzlimite von Sport- und Kulturvereinen sowie
von gemeinnützigen Organisationen auf dem bereits im bestehenden alten Gesetz
festgeschriebenen Betrag von 150'000 Fr. zu belassen. Sonst schloss er sich weitgehend
den Beschlüssen des Ständerates an. Der Ständerat übernahm die vom Nationalrat
bereinigte Version des Gesetzes ohne Debatte. In der Schlussabstimmung wurde das
Gesetz im Ständerat einstimmig, im Nationalrat mit 4 Gegenstimmen gutgeheissen. 29

Voranschlag

Das vom Parlament verabschiedete Budget 2008 sah bei veranschlagten Ausgaben von
56 854 Mio Fr. und Einnahmen von 57 976 Mio Fr. einen Einnahmenüberschuss von 1122
Mio Fr. vor. Die veranschlagten Ausgaben lagen 1747 Mio Fr. oder 3,2% über dem Budget
des Vorjahres. Am meisten zusätzliche Mittel benötigten wie bereits im Vorjahr die
Finanzen und Steuern (+789 Mio oder +8,1%), die Bildung und Forschung (+343 Mio oder
6,6%) und die soziale Wohlfahrt (+278 Mio oder 1,6%). Der Bundesrat rechnete mit um
3,5% (+1,9 Mia) höheren Einnahmen als im Vorjahr. Mit höheren Erträgen rechnete er
vor allem bei der direkten Bundessteuer (+1,2 Mia oder 7,8%) und bei der
Mehrwertsteuer (+4,2% oder 820 Mio Fr.). Bei den Stempelabgaben (-275 Mio oder
-8,6%) und den Mineralölsteuern (-50 Mio oder -1,0%) rechnete er hingegen mit
Mindereinnahmen.

Bei der Debatte im Nationalrat um den Voranschlag der Eidgenossenschaft 2008 wurde
ein Antrag Schwander (svp, SZ), welcher den Voranschlag an den Bundesrat
zurückweisen wollte, um diesen um 700 Mio Fr. zu kürzen, abgewiesen. Bei den
Voranschlägen zu den einzelnen Verwaltungseinheiten gab es meist einen
Minderheitsantrag von linker Seite, welcher mehr Geld sprechen wollte und einen von
rechter Seite, welcher für eine Kürzung der veranschlagten Ausgaben eintrat. In den
meisten Fällen konnte sich keiner der Minderheitsanträge durchsetzen. Sehr knapp fiel
die Entscheidung bei einem Minderheitsantrag im Bereich des Bundesamtes für Sport
aus, wo eine linke Minderheit die Aufstockung der Mittel für die nationale Antidoping-
Agentur forderte. Mit einem Stichentscheid des Präsidenten wurde auch dieser Antrag
abgelehnt. Angenommen wurde lediglich ein Minderheitsantrag aus dem rechten Lager,
welcher sich gegen eine Aufstockung der jährlichen Einlage des Infrastrukturfonds beim
Bundesamt für Strassen ausgesprochen hatte. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat alle Bundesbeschlüsse an.

Differenzen zwischen den beiden Räten gab es in Bezug auf das Departement des
Inneren und das Bundesamt für Kultur. Der Nationalrat wollte den Kredit für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer um 4,6 Mio Fr. erhöhen. Der
Ständerat stimmte dem Nationalrat diesbezüglich zu. Auch beim Bundesamt für Sport
beschloss der Nationalrat eine Erhöhung des Kredits und zwar um 2 Mio Fr., welche
sowohl für den Funktionsaufwand im Globalbudget als auch für Entschädigungen der
Ausbildungsaktivitäten der Kantone verwendet werden. Auch hier stimmte der
Ständerat zu. Beim Eidgenössischen Personalamt beantragte der Nationalrat eine
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Erhöhung des Kredites für die Lehrlingsausbildung und die Beschäftigung von
Praktikanten um 700'000 Fr. Auch diese Änderung nahm der Ständerat an. Beim
Bundesamt für Verkehr hatte der Nationalrat mit ziemlich eindeutiger Mehrheit (93 zu
56 Stimmen) den Beratungsaufwand um 800'000 Fr. gekürzt. Dieser Kürzung stimmte
der Ständerat ebenfalls zu.

Im Ständerat gab es ebenfalls einige Minderheitsanträge die scheiterten. Einerseits ein
Antrag Maissen (cvp, GR), welcher beim Bundesamt für Kultur mehr Geld für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer sprechen wollte und gleichzeitig im
Generalsekretariat des Departements des Inneren Einsparungen machen wollte.
Andererseits ein Antrag Büttiker (fdp, SO), welcher dem Bundesamt für Sport mehr Geld
für die Schaffung einer nationalen Agentur gegen Doping sprechen wollte und ein
Antrag Fetz (sp, BS) und Berset (sp, FR), welcher die Position wirtschaftliche
Entwicklungszusammenarbeit aufstocken wollte. Erfolgreich war lediglich ein Antrag
Marty (fdp, TI), welcher Schweiz Tourismus mehr Geld sprechen wollte. Die sieben
Bundesbeschlüsse wurden einstimmig angenommen. 30

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Der im September des Vorjahres unterzeichnete Staatsvertrag zwischen Deutschland
und der Schweiz zur Beilegung des langjährigen deutsch-schweizerischen
Fluglärmstreits wurde im Berichtjahr von beiden Parlamentskammern diskutiert und
angenommen. Der Vertrag limitiert mit einer Sperrzeit von 18 bis 6.30 Uhr die
Nordanflüge zum Flughafen Zürich, lässt aber den gekrümmten Nordanflug über
Schweizer Gebiet zu und sorgt für Rechtssicherheit, was für die weitere Entwicklung
des Flughafens von grosser Bedeutung ist. In Deutschland wurde die Ratifikation des
Vertrags 2012 ausgesetzt, die Schweiz lehnte geforderte Nachverhandlungen aber
kategorisch ab. Bei einem Besuch in Bern Ende Februar erklärte Winfried Kretschmann,
Ministerpräsident von Baden-Württemberg, dem Abkommen in seiner derzeitigen Form
könne von deutscher Seite nicht zugestimmt werden. Grund dafür war die
unterschiedliche Auslegung des Vertrags: Während die Süddeutschen davon ausgingen,
dass der Vertrag jährlich noch maximal 85'000 Anflüge über deutsches Gebiet zulasse,
nannte der Bundesrat die Zahl von bis zu 110'000 Anflügen. Kretschmann betonte, dass
eine rasche einseitige Ratifizierung seitens der Schweiz das Problem nicht löse. Als
Erstrat debattierte der Ständerat am 7. März über den Vertrag. Die Kommission für
Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) des Ständerates empfahl den Vertrag einstimmig
zur Ratifizierung, er sei wichtig für die Rechtssicherheit und damit für die
wirtschaftliche Entwicklung des Flughafens, der Volkswirtschaft der Region und des
ganzen Landes. Eine Ablehnung des Vertrages enthalte zudem das Risiko, dass
Deutschland einseitig wesentlich restriktivere Regelungen verfüge. Auch die
Aussenpolitische Kommission (APK) des Ständerates empfahl die Ratifizierung
einstimmig mit dem Ziel, einen langen Streit mit dem Nachbarland beizulegen. Bei den
Standesvertretern hielt sich die Begeisterung für den Vertrag in engen Grenzen. Es
wurde in den Voten klar ausgedrückt, dass der Vertrag ein saurer Apfel sei, in den man
beissen müsse, um noch restriktivere Regelungen zu verhindern. Einige Votanten
beschwerten sich über Erpressung, nannten den Vertrag einen Knebelvertrag oder
wiesen darauf hin, dass eine Schonung gerade des dünnstbesiedelten Gebietes rund
um den Flughafen absurd sei. Trotzdem wurde zur Annahme des Vertrages
aufgefordert. Einzig Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) stellte klar, dass sie dem Vertrag
nicht zustimmen könne, solange die innerschweizerische Verteilung des Fluglärms nicht
geregelt sei. Auch in anderen Voten wurde gesagt, dass die eigentliche Schwierigkeit
nicht in der Ratifizierung des Vertrages liege, sondern in seiner Umsetzung, in der es
darum gehen werde, die Lärmbelastung fair auf die umliegenden Gebiete zu verteilen.
Der Ständerat nahm den Entwurf mit 40 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen an.
Gleichentags wurde die Schweizer Klage gegen die einseitigen Restriktionen von
Deutschland vom höchsten Gericht der Europäischen Union (EU), dem Europäischen
Gerichtshofs EuGH, abgewiesen. Der Rechtsweg gegen die einseitigen Verfügungen war
für die Schweiz damit ausgeschöpft. Der Nationalrat debattierte am 5. Juni über den
Staatsvertrag. Während der Mehrheitsantrag Eintreten beantragte, forderte eine
Minderheit Rickli (svp, ZH) die Sistierung der Vorlage, bis die offenen Fragen bezüglich
Lärmverteilung innerschweizerisch geklärt seien, und eine Minderheit Hardegger (sp,
ZH) forderte die Rückweisung an die Kommission verbunden mit dem Auftrag, Fragen zu
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Sicherheit, Lärmbelastung und SIL-Verfahren (Sachplan Infrastruktur Luftfahrt) zu
klären. Nach engagierter Debatte trat der Nationalrat schliesslich auf die Vorlage ein,
die Minderheitsanträge wurden gegen den grösseren Teil der Fraktionen von Grünen, SP
und SVP abgelehnt. Ein Einzelantrag Walter (svp, TG) wollte in den Bundesbeschluss
aufnehmen, dass der Bundesrat bei der Umsetzung des Staatsvertrages auf eine
angemessene regionale Verteilung der An- und Abflüge achten müsse. Nachdem
verschiedentlich darauf hingewiesen worden war, dass der Antrag formaljuristisch
falsch sei, zog ihn der Antragsteller zurück. Der Nationalrat nahm den Entwurf
schliesslich mit 110 zu 66 Stimmen bei 8 Enthaltungen an. Die Fraktion der Grünen
stimmte einstimmig gegen den Entwurf, die Fraktion der SP lehnte grossmehrheitlich ab
und von der Fraktion der SVP war eine knappe Minderheit gegen die Vorlage. In der
Schlussabstimmung vom 21. Juni entschied der Ständerat einstimmig und der
Nationalrat mit 106 zu 76 Stimmen bei 8 Enthaltungen zugunsten des
Bundesbeschlusses über den Staatsvertrag. Die Zustimmung der Bundesversammlung
zum Staatsvertrag zog empörte Reaktionen vieler betroffener Regionen und
Organisationen nach sich. Es zeigte sich, dass bei einem Inkrafttreten des Vertrages
äusserst zähe innerschweizerische Verhandlungen zu erwarten sind. Der deutsche
Verkehrsminister Peter Ramsauer hielt im August in seiner Antwort auf eine Anfrage der
Bundestagsfraktion Bündnis 90/die Grünen fest, dass es das Ziel der Bundesregierung
bleibe, mit dem Staatsvertrag den langjährigen Konflikt positiv zu lösen. Noch offene
Fragen könnten mit einer Protokollerklärung völkerrechtlich verbindlich geregelt
werden, ohne dass der Vertrag angetastet werden müsste. Einen Zeitpunkt für die
Ratifizierung des Vertrags von Deutscher Seite nannte Ramsauer aber nicht. 31

Zwei inhaltlich praktisch identische Postulate Häberli-Koller (cvp, TG)  im Ständerat und
Walter (svp, TG) (13.3426) im Nationalrat, beide eingereicht am 12. Juni, fordern den
Bundesrat auf, in einem Bericht aufzuzeigen, wie der Staatsvertrag bezüglich des
Betriebs des Flughafens Zürich umgesetzt werden soll. Insbesondere die faire und
angemessene Abwicklung der An- und Abflüge müsse sichergestellt werden. Begründet
wurden die beiden Postulate mit der grossen Unsicherheit der Regionen darüber, wie
stark sie von neuen Anflugregimes betroffen sein würden. Die Klarheit über die
Umsetzung des Staatsvertrags sei eine Notwendigkeit zur Führung einer
innerschweizerischen Debatte. Der Bundesrat erklärte sich einverstanden mit dem
Anliegen und beantragte die Annahme. Beide Kammern nahmen die Postulate im
September des Berichtjahres an. 32

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
NIKLAUS BIERI

Umweltschutz

Gewässerschutz

Sur préavis favorable du gouvernement, le Conseil national a adopté tacitement un
postulat Walter (udc, TG) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer une stratégie de l’eau
dans la perspective de la raréfaction de cette ressource induite par le réchauffement
climatique. Le gouvernement doit notamment prendre en compte les besoins
spécifiques des diverses catégories d’utilisateurs (ménages, agriculture, production
d’énergie et industrie) et proposer des règles afin de garantir une juste pesée des
intérêts (économiques, paysagers, etc.). 33
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Bildung und Forschung

Berufsbildung

In der Sommersession nahm sich auch das Parlament des Themas an: Gemäss
Lehrstellenbarometer waren 27 000 Jugendliche auf der Suche nach einem
Ausbildungsplatz, und auch wenn alle offenen Lehrstellen besetzt würden, fehlten
immer noch 2000. Die grosse Kammer billigte eine Motion Vollmer (sp, BE) (04.3359),
die ein Konzept mit den notwendigen rechtlichen Anpassungen für eine Ausweitung
und Aufwertung der Lehrstellen und Praktikumsplätze in der Bundesverwaltung
verlangte; der Ständerat lehnte das Begehren ab. Der Nationalrat überwies auch zwei
Vorstösse der Zürcherin Galladé (sp): ein Postulat, das einen Massnahmenplan zur
Verbesserung der Lehrstellensituation forderte, und, gegen den Willen von Bundesrat
und Gewerbevertretern, eine Motion, welche die Lehrlingsausbildung im Bundesgesetz
über das öffentliche Beschaffungswesen als Vergabekriterium verankert; bereits im
Frühjahr hatte der Rat einer in die gleiche Richtung zielenden parlamentarischen
Initiative Lustenberger (cvp, LU) Folge gegeben. Chancenlos blieben hingegen drei
weitere Motionen Galladé (sp, ZH): Die erste hatte vom Bundesrat verlangt, eine
Informationskampagne durchzuführen, welche internationale Firmen über das duale
schweizerische Bildungssystem aufklärt und sie motiviert, Lehrstellen anzubieten; da
die Kantone bereits entsprechende Marketingmassnahmen unternehmen, sei ein
Engagement des Bundes laut Bundesrat nicht nötig. Der zweite Vorstoss forderte
Projekte, welche arbeitslosen Jugendlichen den Einstieg ins Erwerbsleben oder in eine
Ausbildung erleichtern; dem hielt die Regierung entgegen, dass das
Berufsbildungsgesetz keine gesetzliche Grundlage für Beiträge an Arbeitslosenprojekte
biete, das Arbeitslosenversicherungsgesetz sehe jedoch entsprechende Massnahmen
vor. In Bezug auf die dritte Motion erklärte der Bundesrat, es seien bereits genügend
Zwischenlösungen und Brückenangebote für Jugendliche ohne Lehrstelle vorhanden,
die von der Motionärin angeregten Basislehrjahre fügten sich nicht in den bewährten
Berufsbildungsmechanismus ein, da die Jugendlichen ein Bildungsangebot besuchen
würden, ohne über eine vorgängige Zusage zu einer späteren Lehrstelle zu verfügen.
Abgelehnt wurde ferner ein Postulat Hofmann (sp, TG) für eine bessere Gestaltung des
Übergangs von der Volksschule in die Berufsbildung, insbesondere für benachteiligte
Jugendliche; hier existierten laut Bundesrat ebenfalls bereits Angebote. Mit 21:20
Stimmen hiess der Ständerat hingegen eine Motion Berset (sp, FR) gut, welche eine
rasche Umsetzung der individuellen Begleitung von Lehrlingen und Lehrtöchtern mit
schulischen Schwierigkeiten forderte; Bundesrat Deiss hatte vergeblich vor einem
Eingriff in die Kompetenzen der Kantone gewarnt. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.02.2005
MAGDALENA BERNATH

Forschung

Nach der Ablehnung des Moratoriums plädierten Bauern, Verarbeiter, Grossverteiler
und die Stiftung für Konsumentenschutz in einer gemeinsamen Stellungnahme für einen
freiwilligen Verzicht auf GVO-Produkte. Der Präsident des Schweizerischen
Bauernverbandes (SBV), Hansjörg Walter (svp, TG), der sich im Nationalrat der Stimme
enthalten hatte, erklärte dazu, das Vertrauen der Konsumentinnen und Konsumenten
sei das wichtigste Kapital für die Land- und Ernährungswirtschaft. Darum müssten die
Schweizer Bauern unbedingt auf die Qualitätsstrategie setzen, die zurzeit nicht mit
Gentechnologie vereinbar sei. 35

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.10.2002
MARIANNE BENTELI

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Weiter überwies der Ständerat im Berichtsjahr ein Postulat Berset (sp, FR), welches die
Übersetzung der Internet-Übertragung von Ständeratssitzungen in allen
Landessprachen verlangte. Im Gegensatz zu den Nationalratsdebatten, welche per
Internet in den Landessprachen Deutsch, Französisch und Italienisch ausgestrahlt
werden, erfolgt die Übertragung der Ständeratsdebatte bisher ohne Übersetzung. 36

POSTULAT
DATUM: 17.06.2010
MARLÈNE GERBER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im November kündigte Bundesrat Samuel Schmid seinen Rücktritt an. Durch ihre
heftigen Angriffe auf ihn und seine Arbeit hatte die SVP zu dieser Entwicklung
beigetragen. Der Partei bot sich nun die Möglichkeit einer Bundesratskandidatur. Mit
Spannung wurde erwartet, ob die SVP erneut Christoph Blocher nominieren würde –
was angesichts seiner geringen Wahlchancen einem freiwilligen Verbleib in der
Opposition gleichgekommen wäre. Die SVP-Bundeshausfraktion entschied sich für ein
Zweierticket mit Christoph Blocher und Ueli Maurer. Ueli Maurer wurde am 10.
Dezember äusserst knapp in den Bundesrat gewählt – mit 122 Stimmen im dritten
Wahlgang, was genau dem absoluten Mehr entsprach. Einer Wahl nahe war der
Präsident des Bauernverbands, Hansjörg Walter (svp, TG) mit 121 Stimmen gewesen.
Blocher erhielt im ersten Wahlgang 54 Stimmen. Walter hatte vor der Wahl erklärt, er
würde das Bundesratsamt ablehnen. Nach Einschätzungen in der Presse setzte ihn die
SVP-Parteispitze diesbezüglich stark unter Druck. Mit der Wahl Maurers konnte die SVP
einen linientreuen Vertreter in die Regierung bringen. 37

ANDERES
DATUM: 12.12.2008
SABINE HOHL

Eher unerwartet konnte die SP auch bei den Ständeratswahlen zulegen. Die zwei
Sitzgewinne in den Kantonen Aargau (Bruderer) und St. Gallen (Rechsteiner) und die
Rückeroberung des Berner Sitzes (Stöckli), den die SP aufgrund der Ersatzwahl für
Bundesrätin Sommaruga im Frühjahr noch an die SVP verloren hatte, sorgten dafür,
dass die Sozialdemokraten die höchste Zahl an Ständeratsmandaten in ihrer Geschichte
erreichten. Mit elf Mandaten war man in der kleinen Kammer neu sogar gleich stark wie
die FDP. Die acht Sitze in den Kantonen FR (Berset), SO (Zanetti) BS (Fetz), BL (Janiak),
VD (Savary), NE (Berberat), GE (Maury Pasquier) und JU (Hêche) konnten relativ
problemlos verteidigt werden. Nur im Kanton Waadt musste die SP in einen zweiten
Wahlgang. Ohne Erfolg blieben die Sozialdemokraten in den Kantonen ZH, LU, OW (mit
der Juso), ZG, SH, TG, TI und VS. 38

WAHLEN
DATUM: 07.12.2011
MARC BÜHLMANN

Ein weiteres wichtiges Ziel der SVP wurde im Wahljahr ebenfalls verpasst: Der Partei
blieb ein zweiter Bundesratssitz, auf den sie aus einer arithmetisch begründeten
Konkordanz Anspruch erhob, bei den Bundesratswahlen verwehrt. Dies war auf
unterschiedliche Gründe zurückzuführen. Erstens nahm ihre Niederlage bei den
National- und Ständeratswahlen der SVP einigen Wind aus den Segeln. Zweitens machte
die Partei bei der Auswahl ihrer Bundesratsanwärter eine überaus schlechte Figur. Sie
brauchte sehr lange, bis sie endlich ein Zweierticket bestehend aus Jean-François Rime
(FR) und Bruno Zuppiger (ZH) bekannt gab. Zuvor war lange gerätselt worden, ob die
Volkspartei ein politisches Schwergewicht (Amstutz, Baader, Brunner, Eberle, Spuhler)
auf den Schild heben würde. Als unprofessionell wurde die Kandididatenkür dann
schliesslich nicht nur aufgrund der langen Vorlaufzeit bezeichnet, sondern auch weil
Zuppiger aufgrund eines Vorwurfs, bei einer Erbschaft unrechtmässig Geld abgezweigt
zu haben, seine Kandidatur zurückziehen musste. Anscheinend hatte die SVP-Spitze
davon gewusst, aber trotzdem an Zuppiger festgehalten. In einer Nacht- und
Nebelaktion wurde Hansjörg Walter für Zuppiger nachnominiert. Der Partei wurde
vorgeworfen, es versäumt zu haben, die nötigen Kandidaten für den eindringlich
geforderten zweiten Bunderatssitz aufzubauen. Drittens erwies sich bei den
Bundesratswahlen ein Umstand als zentral, der sich auch bei kantonalen
Regierungswahlen und bei den Ständeratswahlen deutlich gezeigt hatte: Die
Oppositionspartei hat keine verlässlichen Partner mehr. Für ihren Kandidaten stimmte
ausser beim Angriff auf den Sitz von Bundesrätin Widmer-Schlumpf praktisch nur die
geschlossene SVP-Fraktion. Bei der Wahl der BDP-Bundesrätin erhielt Rime 41 Stimmen
und Walter, der schon vor den Wahlen angekündigte hatte, nur für dieses Manöver zur
Verfügung zu stehen, 63 Stimmen. Bei der Bestätigung des Sitzes von Didier Burkhalter
erhielt Jean-François Rime 24 Stimmen, bei Simonetta Sommaruga 61 Stimmen, bei
Johann Schneider-Ammann 64 Stimmen. Bei der Ersatzwahl für Micheline Calmy-Rey
entfielen noch 59 Voten auf den SVP-Kandidaten. 39

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Im September erklärte Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihren Rücktritt. Die SP konnte
dadurch eine im Wahlkampf nicht unwichtige, verstärkte Medienaufmerksamkeit
generieren, da das Karussell mit den potentiellen Nachfolgerinnen und Nachfolgern
relativ rasch zu drehen begann. Früh gab die Partei bekannt, nur Kandidierende aus der
lateinischen Schweiz zu berücksichtigen. Schliesslich entschied sich die Fraktion für ein
Zweierticket mit dem Staatsrat Pierre-Yves Maillard aus dem Kanton Waadt und dem
Freiburger Ständerat Alain Berset. Obwohl die SVP bei den Bundesratswahlen im
Dezember schliesslich beide Sitze der SP angriff, wurden sowohl Simonetta Sommaruga
im ersten Wahlgang bestätigt als auch Alain Berset bereits im zweiten Umgang gewählt.
Sommaruga behielt das EJPD und Berset übernahm das EDI. 40

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2011
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Bei der Bundesratswahl für die Nachfolge von Samuel Schmid nominierten die Grünen
wie im Jahr zuvor Luc Recordon (VD). Sie zogen aber seine Kandidatur nach dem ersten
Wahlgang zugunsten von Hansjörg Walter (svp) zurück, dies mit der Begründung,
Recordon habe keine Stimmen erhalten. Die Grünen hatten Recordon selber nicht
gewählt. 41

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.12.2008
SABINE HOHL

Konservative und Rechte Parteien

Auch wenn die Partei im Wahlkampf mit Themen in Erscheinung zu treten versuchte,
berichteten die Medien praktisch nur im Zusammenhang mit den Spekulationen über
die Wiederwahl ihrer Bundesrätin über die BDP. Zahlreiche mögliche Abwehrszenarien
gegen den Angriff der SVP auf den BDP-Regierungssitz wurden erörtert. Dabei wurde
immer wieder eine Fusion mit der CVP diskutiert, die von der BDP jeweils deutlich
abgelehnt wurde. Indem sie sich etwa an der Delegiertenversammlung Mitte September
in Zofingen scharf von der SVP-Politik abgrenzte und sich als verlässliche, konstruktive
und lösungsorientierte Alternative zur Volkspartei präsentierte, versuchte die BDP
deutlich zu machen, dass sie die bessere Wahl sei. Als wichtig wurde in den Medien
zudem die Positionierung der Regierung in der Atomausstiegsfrage beurteilt, welche
Widmer-Schlumpf aktiv mitgetragen hatte und welche ihr eine Mehrheit in der
Bundesversammlung bescheren könnte. Das gute Abschneiden bei den
Nationalratswahlen wurde zudem als Kompliment für die BDP-Bundesrätin gewertet.
Bei den Bundesratswahlen wurde Widmer-Schlumpf, die laut eigener Aussage selber
nicht mit ihrer Wiederwahl gerechnet hatte, dann tatsächlich glänzend bestätigt. Sie
erhielt mit 131 Stimmen wahrscheinlich die Unterstützung aller Parlamentarier mit
Ausnahme der SVP- und der FDP-Fraktion, welche sich auf die SVP-Herausforderer
Rime (41 Stimmen) und Walter (63 Stimmen) verteilten. Mit 174 Stimmen wurde die BDP-
Magistratin auch zur neuen Bundepräsidentin gewählt. 42

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN

Seit den nationalen Wahlen 2011 sass die Lega wieder – wie bereits von 1991 bis 1995
und 1999 bis 2003 – mit zwei Tessiner Vertretern in Bern. Lorenzo Quadri und Roberta
Pantani wurden in der SVP-Fraktion aufgenommen. Quadri verursachte Ende
September einigen Presserummel mit einem Facebook-Eintrag, der Muslime mit
islamistischen Terroristen gleichsetzte. In der Folge wandte sich die Vereinigung
„Belticino“ mit Protestbriefen an den Nationalratspräsidenten Hansjörg Walter (svp, TG)
und an den Fraktionspräsidenten der SVP- Fraktion, der die Lega angehört, Adrian
Amstutz. Unterzeichner des Briefes waren Tessiner Persönlichkeiten wie der ehemalige
Ständerat Dick Marty (fdp, TI) oder der frühere Nationalrat Franco Cavalli (sp, TI). Das
Büro des Nationalrates teilte den Absendern mit, dass es nicht zuständig sei und Quadri
nicht gegen Verfahrensvorschriften verstossen habe. Der Lega-Politiker selber
beteuerte, dass der Eintrag nicht von ihm selber stamme und er ihn – bereits im Juni
darauf aufmerksam gemacht – bereits gelöscht habe. 43

ANDERES
DATUM: 21.09.2012
MARC BÜHLMANN
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Verbände

Landwirtschaft

Nach acht Jahren Amtszeit trat der freisinnige Waadtländer Nationalrat Marcel Sandoz
als Präsident des SBV zurück. Als Nachfolger wurde der seit 1999 dem Nationalrat
angehörende Thurgauer Hansjörg Walter (svp) gewählt. Gegenkandidaten gab es keine.
Da die Statuten der französischsprachigen Schweiz eine Vertretung im dreiköpfigen
Präsidium garantieren – in dem ususgemäss zudem auch alle drei bürgerlichen
Bundesratsparteien vertreten sind –, trat der Berner SVP-Vertreter Abraham Oehrli
zurück und wurde durch den freisinnigen Genfer Nationalrat John Dupraz ersetzt. Zu
einer personellen Veränderung kam es auch bei der Vereinigung zum Schutz der kleinen
und mittleren Bauern (VKMB), welche im Berichtsjahr ihr zwanzigjähriges Bestehen
feiern konnte. Nationalrat Ruedi Baumann (BE, gp) trat nach zwölf Jahren Amtszeit als
Co-Präsident zurück. Er versicherte, dass er sich als Parlamentarier und als Präsident
der Grünen Partei weiterhin für die Anliegen der VKMB einsetzen werde. 44

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 17.11.2000
HANS HIRTER

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) setzte sich bei der Swissness-Vorlage
dezidiert dafür ein, dass Produkte, die mit einem Schweizer Kreuz versehen sind, aus
Rohstoffen bestehen müssen, die mindestens zu 80% im Inland produziert werden.
Auch an der Delegiertenversammlung im November des Berichtjahres wies SBV-
Präsident Hansjörg Walter darauf hin, dass die hohen Lebensmittelpreise in der
Schweiz durch die hochstehende Qualität der einheimischen Agrarproduktion
gerechtfertigt seien. Ein genügendes Angebot an hochwertigen regionalen Produkten
würde zudem unsinnige Transporte verhindern. 45

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 08.10.2010
MARC BÜHLMANN

Beim Schweizerischen Bauernverband (SBV) wurde im Berichtsjahr das Präsidium
vakant. Entsprechend der Attraktivität dieser Stellung – der SBV ist einer der
einflussreichsten Verbände des Landes, sein Präsident wird für ein 60%-Pensum im
oberen fünfstelligen Bereich entlohnt – war der Posten schwer umkämpft. Vier
Kandidaten stellten sich zur Wahl, darunter die zwei damaligen Vizepräsidenten Fritz
Glauser (fdp) und Josef Dissler (cvp) sowie die beiden Nationalräte Andreas Aebi (svp,
BE) und Markus Ritter (cvp, SG). Relativ früh zeichnete sich ab, dass die End-
Ausmarchung zwischen den beiden Nationalräten stattfinden würde; zwar erfüllten alle
Kandidaten das grundsätzliche Anforderungsprofil, jedoch wurden Verbindungen zum
nationalen Parlament als grosser Vorteil betrachtet. Aebi und Ritter benutzten denn
auch die nationalrätliche Debatte zur Agrarpolitik 2014-2017, um sich zusätzlich zu
profilieren. Bis zur Wahl am 21. November waren sich Experten uneinig, wer das Rennen
machen würde: Inhaltlich unterschieden sich die Anwärter kaum, sie hatten sich beide
im Vorfeld auf der Linie des SBV positioniert und plädierten für eine stärkere Förderung
der produzierenden Landwirtschaft. Aebis Parteimitgliedschaft wurde ihm als Handicap
ausgelegt: Beim SBV wurden bisher nach einer ungeschriebenen Regel die Präsidenten
immer im Rotationsprinzip gewählt, und nachdem die SVP während der letzten 12 Jahre
den Präsidenten gestellt hatte, wäre nun die CVP an der Reihe gewesen. Ritter hingegen
hatte den Nachteil, dass mit dem abtretenden Präsidenten Hansjörg Walter (svp, TG)
bereits ein Ostschweizer an der Spitze des Verbandes gestanden hatte und nun andere
Regionen auf ihren Anspruch pochten. Im vierten Wahlgang wählten schliesslich 245
Delegierte Ritter, Aebi schaffte es auf 210 Stimmen. Damit wurde zum ersten Mal in der
Geschichte des SBV ein Biobauer zum Präsidenten gewählt. Die Medien schätzten Ritter
als ehrgeizigen und ausdauernden Schaffer ein. Er teilte mit, dass er sich in seinem
Präsidium für die Einkommenssicherung der Bauern, für eine Feinjustierung der neuen
Agrarpolitik zugunsten der Bauern, für eine glaubwürdige Swissness und für den Schutz
des Kulturlandes einsetzen werde. 46

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.11.2012
JOHANNA KÜNZLER

1) Brunner: NLZ, 31.7.08; So-Blick, 16.11.08. SVP-ZH: Presse vom 18.11.08; NZZ, 25.11.08. Andere SVP-Kantonalsektionen: NZZ,
18.11. (BE und VD), 19.11. (SH und SZ) und 24.11.08 (BL). SVP-Frauen: TA, 20.11.08. Hinwil: TA, 26.11.08. SVP-Fraktion: TA, 1.10.08;
Presse vom 27.11. und 28.11.08. Andere Parteien: AZ und Lib., 14.11.08; BaZ, 19.11.08. NR Walter: SGT, 19.11.08; TA, 6.12.08; TG,
10.12.08. Ausschlussdrohung: TA, 8.12.08.
2) AB NR, 2008, S. 1995 ff.; Presse vom 10.12. und 11.12.08; NZZ, 13.12.08 (Departementsverteilung).; Presse vom 11.12.08. Zur
Nichtbeteiligung der SVP an diesen Gesprächen während des Jahres 2008 siehe NZZ, 16.2.08.
3) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
vom 26.11.11; Tessin: CdT, 26.11.11, NZZ, 28.11.11.; Presse vom 28.10.11; SoZ, 30.10.11; Presse vom 31.10.11; Grüne: Lib. und Exp.,
1.7.11; SZ, 7.8.11; Presse vom 8.8.11; NZZ, 12.9. und 8.10.11.; Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ,
9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler, Blick, 18.11.11; Brunner: SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ,
16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Tännler: Presse vom 30.11.11; Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; Vorwürfe gegen Zuppiger:
WW, 8.12.12; Presse vom 8.12.-9.12.11; Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.
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4) AB NR, 2011, S. 2302 f.; Presse vom 15.12.11.; NZZ, 15.12.11; AZ, 15.12.11; Presse vom 15.12.11; AB NR, 2011, S. 2292 ff.; Presse
vom 15.12.11; Maurer: TA 19.12.11.
5) AB NR, 2017, S. 1667; AB NR, 2017, S. 1668 f.; AB NR, 2017, S. 1746 f.; NZZ, 15.9.17; AZ, NZZ, SGT, 26.9.17; AZ, Blick, TA, TZ,
29.9.17; AZ, Blick, 30.9.17; So-Bli, SoZ, 1.10.17; AZ, Blick, NZZ, 2.10.17; AZ, 3.10.17; AZ, BaZ, NZZ, TA, TZ, 4.10.17; WW, 5.10.17; TZ,
6.10.17; Blick, 7.10.17; SoZ, 8.10.17; SGT, 13.11.17; CdT, 17.11.17; NZZ, 25.11., 28.11.17
6) AB SR, 2010, S. 706 f.
7) AB NR, 2011 S. 1886 ff.; AB SR, 2011, S. 1046 ff.; Presse vom 5.12. und 6.12.11.
8) 12.214 (Wahl Präsidium NR): AB NR, 2012, S. 1836 ff.; 12.213 (Wahl Präsidium SR): AB SR; 2012, S. 940 ff.; CdT, 13.11.12; BaZ,
19.11.12; LT, 20.11.12; Presse vom 23. bis 27.11.12; BaZ, 29.11.12.
9) Presse vom 12.11.07; Presse vom 19.11.07; Presse vom 26.11.2007.
10) TG, 22.1.11; BaZ, 8.4.11; TA, 12.10.11; Presse vom 24.10.11; vgl. SPJ 2007, S. 62 f.; www.fr.ch; Bundeskanzlei
(www.parlament.ch); BFS (www.politik-stat.ch).
11) TZ, 14.4., 28.4.15; NZZ, 22.5.15; NZZ, TZ, 28.5.15; SGT, 9.7., 17.7.15; TZ, 24.8., 3.9., 18.10.15
12) Communiqué du DFAE du 14.5.12 et 21.5.12.
13) FF, 2009, p. 1429 s.; presse du 3.1 au 9.2.09. Voir APS 2008, p. 64 ss.
14) NZZ, 13.1 (CPS-CN) et 16.4.05 (pétition).
15) AB Nr, 2016, S. 537 f.; Medienmitteilung WAK-NR vom 19.1.16
16) AB NR, 2015, S.1968 f.; Rapport de la CER-CN du 12.01.2015.pdf
17) 24h, 27.1.00 (OFAG); LT, 15.8 et 17.11.00 (UPS).
18) BO CN, 2003, p. 970 ss.; presse du 13.6.03.
19) BO CE, 2007, p. 180 ss., 674 ss., 769 ss. et 951 ; BO CN, 2007, p. 782 ss., 1296 ss., 1411 s. et 1732 s. ; FF, 2007, p. 6787 ss. 
20) BO CE, 2007, p. 180 ss., 674 ss., 769 ss. et 951 ; BO CN, 2007, p. 782 ss., 1296 ss., 1411 s. et 1732 s. ; FF, 2007, p. 6787 ss. 
21) BO CE, 2007, p. 180 ss., 674 ss., 769 ss. et 951 ; BO CN, 2007, p. 782 ss., 1296 ss., 1411 s. et 1732 s. ; FF, 2007, p. 6787 ss. 
22) FF, 2009, p. 1109 ss. ; BO CN, 2009, p. 833 s. ; BO CE, 2009, p. 978 ss
23) Presse du 5.1.11
24) AB NR, 2017, S. 1145
25) LT, 2.8.04 (Deiss et economiesuisse); QJ, 2.8.04 (USP).
26) BO CN, 2005, p. 1510.
27) LT, 20.5.08.
28) AB SR, 2005, S. 1078 ff.; Presse vom 10.11.05
29) AB NR, 2009, S. 302 ff., 1073 ff. und 1309; AB SR, 2009, S. 404 ff., 626 f. und 732.
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